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Hervorgegangen aus dem 
Angehörigen Info. Das 
Angehörigen Info entstand im 
Hungerstreik der politischen 
Gefangenen 1989. 


Interview mit Thomas und Lisa vom Komitee gegen $$129, die den Prozess gegen fünf vermeintliche Mitglieder 
der DHKP-C (RevolutionäreVolksbefreiungspartei-Front) in Stuttgart-Stammheim beobachten 


$129b-Prozess soll Präzedenzfall schaffen 


Zur Zeit findet in Stuttgart Stammheim ein 
Prozess nach $129, 129a, 1295 gegen ver- 
meintliche Mitglieder DHKP-C statt. Was 
könnt ihr uns über den Prozess berichten? 

Thomas: Also, der Prozess läuft seit dem 
17. März und richtet sich gegen A. Düzgün 
Yüksel, Devrim Güler, Hasan Subasi, IIhan 
Demirtas und Mustafa Atalay, denen vor- 
geworfen wird, Mitglieder der in der BRD 
verbotenen DHKP-C zu sein. Die DHKP-C 
ist eine marxistisch-leninistische Partei. Sie 
ist 1994 aus der Dev-Sol hervorgegangen 
und wurde 1998 in der BRD verboten. 
Knapp 4 Jahre später wurde sie auf die US- 
und EU-Terrorliste gesetzt. 

Die meisten der Angeklagten wurden be- 
reits während der bundesweiten Repressi- 
onswelle gegen die DHKP-C im November 
2006 verhaftet, bei der dutzende Wohnun- 
gen und Vereinsräume durchsucht wurden. 
Besonders hervorzuheben ist die Situation 
von Mustafa Atalay, dernur 3 Wochen nach 
einer Bypassoperation in einer Rehaklinik 
verhaftet wurde und danach in Isolations- 
haft gesteckt wurde. 

Lisa: Ganz konkret wird den Angeklag- 
ten neben etlichen anderen eben die Para- 
graphen 129, 129a und 129b vorgeworfen. 
Dazu gehört, dass ihnen vorgeworfen wird, 


Mehmet Esiyok soll 
ausgeliefert werden 


Schweiz will Kurden soll trotz falscher 
türkischer Dokumente ausliefern 


Seit 28 Monaten sitzt Mehmet Esiyok, 
langjähriges Kadermitglied der PKK in der 
Schweiz, in Auslieferungshaft. Gemäß ei- 
nem neuen Urteil des Bundesgerichts soll 
er trotz schwerwiegenden Fehlern im tür- 
kischen Auslieferungsantrag und den Ge- 
richtsdokumenten ausgeliefert werden. Die 
Unabhängigkeit des Lausanner Gerichts ist 
in diesem international brisanten Fall nicht 
mehr gewährleistet. Wir fordern die sofor- 
tige Freilassung Mehmet Esiyoks. 

Im Dezember 2005 kam Mehmet Esiyok 
in die Schweiz, um ein Asylgesuch zu stel- 
len. Er wurde am Flughafen sofort inhaf- 


Waffen in die Türkei geschmuggelt und 
Geld für die Partei gesammelt zu haben. 
Teilweise wird ihnen auch die Organisati- 
on von verschiedenen politischen Schu- 
lungen und Aktivitäten vorgeworfen. Was 
man noch zur Anklage sagen kann ist, dass 
sie größtenteils auf Aussagen eines Doppe- 
lagenten des MIT, also des türkischen Ge- 
heimdienstes, und des BNDs beruhen. Die- 
ser Doppelagent saß sogar wegen Geheim- 
diensttätigkeiten in der BRD im Gefängnis. 
Generell werden den Angeklagten aber nur 
Aktionen in der Türkei und nicht in der BRD 
vorgeworfen. 


tiert, da er von der Türkei durch Interpol 
gesucht wurde. Esiyok ist seit 1989 Mitglied 
der PKK und war 10 Jahre im Zentralko- 
mitee tätig. Trotz der eindeutigen politi- 
schen Verfolgung durch die Türkei hat das 
Bundesgericht im Januar 2006 eine Aus- 
lieferung bewilligt. Der zugrunde liegende 
Tatvorwurf ist ein angeblicher Auftrag zu 
einem Mord, der am 30. April 1994 ge- 
schehen sein soll. Voraussetzung für die 
Auslieferung war die Garantie der Türkei, 
in diesem Fall internationale Verpflichtun- 
gen wie die Menschenrechtskonvention 
einzuhalten und dies durch die Schweiz in 
einem Monitoring überprüfen zu lassen. 
Sämtliche internationalen Menschen- 
rechtsorganisationen kritisieren dieses Vor- 
gehen scharf. 

Im Juli 2007 wurde ein Revisionsgesuch 
ans Bundesgericht gestellt, da inzwischen 
Beweise erbracht werden konnten, dass der 


Wie läuft denn der Prozess ab und wie 
schätzt ihr die aktuelle Situation ein? 

Lisa: Na ja, also, der Prozess verläuft recht 
schleppend, was eben auch durch den Ge- 
sundheitszustand von Mustafa Atalay, der 
wieder unter erhöhtem Herzinfarktrisiko 
leidet, bedingt ist. Es gibt viele Unterbre- 
chungen, und einige Prozesstage mussten 
schon mehrmals unterbrochen werden. 

Die allgemeinen Bedingungen des Pro- 
zesses sind ziemlich spektakulär. Also nicht 
nur deshalb, weil der Prozess in dem Pro- 
zessgebäude von Stuttgart-Stammheim 
stattfindet, in dem bekanntlich auch die 
Prozesse gegen die RAF stattfanden und 
welcher danach eigentlich abgerissen wer- 
den sollte. Kurz vor dem 17. März wurde 
speziell für diesen Prozess der Senat zu- 
sammengestellt und mit Personen besetzt, 
die mit der Materie überhaupt nicht ver- 
traut waren, und ein Sondergericht für den 
Prozess installiert. 

Thomas: Wenn du den Prozess beobach- 
test, wird dir sofort klar, dass das Ganze ein 
politischer Prozess ist. Die Meinung des Ge- 
richts scheint schon vorgefertigt zu sein. So 
werden widersprüchliche Aussagen von 
BKA-Beamten vom Gericht nicht b 
mal richtig wahrgenommen. Die Er- 


einzige Belastungszeuge im Verfahren ge- 
gen Mehmet Esiyok seine Aussagen unter 
Folter gemacht hat. Gemäß der Antifolter- 
Konvention der UNO wäre in diesem Fall 
eine Auslieferung verboten. Das Bundesge- 
richt war nicht bereit, diese Vorwürfe ge- 
nauer untersuchen zu lassen. 

Zur Vorbereitung einer Beschwerde an 
das Komitee gegen Folter der UNO in Genf 
(CAT) wurden beim international aner- 
kannten Gutachter Helmut Oberdiek seine 
Meinung zu den vorhandenen Dokumen- 
ten eingeholt. Durch seine Arbeit mit den 
türkischen Originaldokumenten sind 
schwerwiegende Fehler aufgedeckt. 


Widersprüche zur Tatzeit: 

Für die Tat, deretwegen Esiyok ausgeliefert 
werden soll, sind an unterschiedlichen Stel- 
len zwei verschiedene Zeitpunkte 
angegeben, nämlich 30. April 94 > 


8129b-Prozess ... 


klärungen der Angeklagten werden unter- 
brochen und die Arbeit der Anwälte er- 
schwert, in dem sie z.B. nicht neben ihren 
Mandanten sitzen dürfen und die übersetz- 
ten Akten erst verspätet und mit Fehlern in 
der Übersetzung von der Bundesanwalt- 
schaft bekommen haben bzw. nur die tür- 
kischen Akten bekommen haben. Viele An- 
klagepunkte basieren auftürkischen Akten, 
obwohl bekannt ist, dass Folter in der Tür- 
kei eine gängige Praxis ist und dass Aus- 
sagen unter Folter erzwungen werden. 


Von dem ganzen Prozess dringt nur wenig 
an die Öffentlichkeit. Woran liegt das eurer 
Meinung nach? 

Lisa: Das hat viele Gründe. Jede Person, die 
zum Prozess möchte, wird durchsucht und 
mit weiteren Schikanen genervt. Dazu kommt 
noch, dass es verboten ist, Zettel und Stift mit 
in die Verhandlung zu nehmen. Das erschwert 
es natürlich enorm, sachlich über den Pro- 
zess zu berichten. Nur der Presse ist es ge- 
stattet, Schreibutensilien mit in die Verhand- 
lung zu nehmen. Dazu kommt noch, dass die 
bürgerlichen Medien kein Interesse an dem 
Prozess haben und zum Prozess nur akkredi- 
tierte Journalisten zugelassen sind. 


Mehmet Esiyok ... 


und 30. Juli 94. Eine Auslieferung für eine 
Tat, deren Zeitpunkt nicht geklärt ist, wäre 
grundsätzlich abzulehnen. Weder kann der 
Angeklagte einen Alibibeweis erbringen, 
noch kann die Frage der Verjährung geklärt 
werden. 


Fehlende Verfahrensakten 

Laut Akten scheint es mehrere Verfahren 
wegen dieser Tat zu geben. Für das von der 
Türkei im Auslieferungsgesuch erwähnte 
Verfahren wurden jedoch nie Akten an die 
Schweiz geschickt. 


Gezielte Fehler in deutscher Übersetzung 
Genau diese Fehler in den Originalakten 
wurden in der deutschen Übersetzung, wel- 
che die Türkei geliefert hat, ausgelassen. Da 
sich die Anwälte Esiyoks (und wahrschein- 
lich auch das Bundsamt für Justiz) auf die 
beglaubigte deutsche Übersetzung stützten, 
blieben diese Fehler unbemerkt. 


Zweiter Revisionsantrag ans Bundesgericht 
Aufgrund dieser neuen Erkenntnisse stell- 
te der Rechtsanwalt von Mehmet Esiyok am 
17. Februar 2008 ein erneutes Gesuch um 
Revision des Auslieferungsurteils vom Ja- 
nuar 2007. Parallel zu Entscheiden in ähn- 
lichen Fällen wäre eine Auslieferung auf- 
grund dieser Fehler in den türkischen Ak- 
ten klar abzulehnen. 


Entscheid des Bundesgerichts 
Mit Urteil vom 22. April lehnt das Bunds- 


gericht eine Revision der Auslieferung ab. 
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Thomas: Ein weiterer wichtiger Punkt ist, 
dass es in der deutschen Linken nur wenig 
Interesse an dem Prozess gibt und der Lin- 
ken die wirkliche Bedeutung des Prozesses 
eben nicht bewusst ist. 


Was ist denn eurer Ansicht nach die Trag- 
weite des Prozesses? 

Thomas: Also, das Offensichtlichste ist ja, 
dass unter dem Deckmantel des „Kampfes ge- 
gen den Terror“ vermehrt fortschrittliche und 
revolutionäre Organisationen bzw. Personen 
kriminalisiert werden. Dafür ist der Prozess 
ja nur ein Beispiel von vielen. Allerdings ist 
der momentane Prozess in Stuttgart-Stamm- 
heim der erste große Prozess nach $129b ge- 
gen die linke migrantische Bewegung in der 
BRD, und es wird beabsichtigt, einen Präze- 
denzfall zu schaffen. Als Maßstab gelten die 
sog. „Schwarzen Listen“, also die Anti-Ter- 
ror-Listen der USA und der EU. 

Lisa: Kommt es zu einer Verurteilung, ist 
der Weg für die BRD und die Bundesan- 
waltschaft geebnet, weitere migrantische 
Organisationen nach $129b zu kriminali- 
sieren. Das Ganze hat auch eine interna- 
tionale Dimension und muss eben im Kon- 
text mit den Anti-Terror-Gesetzen gesehen 
werden. In einigen EU Mitgliedsstaaten gibt 
es ähnliche Paragraphen und werden teil- 


f ür 
„Mehmet Esiyok & Zeynep Yesil- 
feinehusfieferung InFolfersta 


Ipfteiheit 


Bild von 2007 


Das Gericht behauptet in seinen Aus- 
führungen, dass ihm die Mängel in den Ak- 
ten schon bekannt waren, als sie den ersten 
Entscheid fällten. Für das Bundesgericht ist 
im Fall Esiyok schlicht unwichtig, was die 
Türkei genau an Akten geschickt hat und 
wann er angeblich welches Verbrechen be- 
gangen haben soll. Auch die falsche Über- 
setzung wird großzügig verziehen. Mit die- 
ser Meinung würde man an der Prüfung für 
das Anwaltspatent glatt durchfallen. Beim 
Bundesgericht stellt sich jedoch eine ganz 
andere Frage: 

Sind sie nicht fähig, dem offensichtlichen 
politischen Druck zu widerstehen, oder ein- 
fach zu selbstgerecht, einen früheren Feh- 
ler einzugestehen? 


Bundesamt für Justiz verletzt Sorgfalts- 
pflicht 

Auch die Stellungnahme des Bundesam- 
tes für Justiz, das eigentlich die Vorausset- 
zungen für Auslieferungen prüfen sollte, 
zeugt mehr von Zynismus als von Profes- 


weise auch schon angewendet, z.B. wurden 
in Italien ebenfalls zwei vermeintliche Mit- 
glieder der DHKP-C zu 5 bzw. 7 Jahren Haft 
verurteilt. Denkt man dieses Szenario mal 
weiter, dann ist der Weg geebnet für die Kri- 
minalisierung, jeglicher internationalisti- 
scher Arbeit und der internationalen Soli- 
darität. 


Wie sieht denn eure Soliarbeit zu dem Ver- 
fahren aus? 

Thomas: Der Prozess wird regelmäßig be- 
obachtet und wir versuchen, auf verschie- 
denen Wegen Öffentlichkeit für das Ver- 
fahren zu schaffen, was sich als recht kom- 
pliziert herausgestellt hat. Wir versuchen, 
viel Unterstützung aus den verschiedensten 
Richtungen für die Soliarbeit zubekommen 
und versuchen einerseits, die Soliarbeit auf 
eine breite Basis zu stellen, und anderer- 
seits, den politischen Aspekt verstärkt zu 
thematisieren. 

Lisa: Konkret geplant ist am 5. Juli in 
Stuttgart eine Antirepressionsdemo, die als 
Schwerpunkt den Prozess und die Paragra- 
phen 129, 129a und 129b haben wird. Da- 
vor wird es eine bundesweite Infotour ge- 
ben, bei der in verschiedenen Städten über 
das Verfahren und die politische Bedeutung 
informiert werden wird. 


sionalität: Die falsche Übersetzung ist ih- 
nen egal, die Widersprüche in den Akten 
ebenfalls. Eine Frechheit sondergleichen ist 
ihr Standpunkt, dass Esiyok diese Einwän- 
de schon 2006 hätte geltend machen müs- 
sen. Nachdem also ein Flüchtling am Flug- 
hafen verhaftet wurde und ihm sämtliche 
Barmittel abgenommen wurden, sollte er 
von sich aus eine Übersetzung der türki- 
schen Akten bezahlen. 

Dass genau dieses Amt nach einer allfäl- 
ligen Auslieferung die Einhaltung der türki- 
schen Garantien überwachen soll, kann nur 
noch als tragischer Witz aufgefasst werden. 


Weiteres Vorgehen der Anwälte 

Da Mehmet Esiyok erst ausgeliefert wer- 
den kann, wenn sein Asylgesuch abgelehnt 
wurde, wird er weiterhin in Auslieferungs- 
haft bleiben. Der Entscheid des Bundesam- 
tes für Migration wird in den nächsten Wo- 
chen erwartet. 

Nachdem im Auslieferungsverfahren die 
Rechtsmittel in der Schweiz ausgeschöpft 
sind, wird der Fall demnächst an ein inter- 
nationales Gremium weitergezogen. Das 
wird das erste tatsächlich unabhängige 
Gremium sein, das in dieser Sache ent- 
scheidet. 

Die Menschenrechtsgruppe augenauf 
fordert weiterhin: 

e je sofortige Freilassung Mehmet Esiyoks. 
e Keine Auslieferungen an Folterstaaten 

e Die Beachtung von Flüchtlingskonventi- 
on, EMRK und Antifolter-Konvention 

Für Rückfragen: 

Gruppe augenauf, Postfach 8026 Zürich 
Mail info@augenauf.ch 


Terrorermittlungen und Internet. 
Verdachtsmomente und Gegenstrategien 


In den aktuellen Ermittlungen der bundes- 
deutschen Ermittlungsbehörden gegen linke 
AktivistInnen und Zusammenhänge wird auf 
den Paragraphen 129a zurückgegriffen, der 
in den 1970er Jahren als Repressionsinstru- 
ment gegen die RAF entwickelt wurde. Straf- 
rechtlich verfolgt werden können damit nicht 
nur konkrete Straftaten, son- 
dern auch die Mitgliedschaft 
in und die Unterstützung von 
so genannten „terroristischen 
Vereinigungen“. Kritische Ju- 
ristInnen nennen dies „Vor- 
verlagerung der Straffällig- 
keit“, denn die Ermittlungen 
richten sich nicht nur auf die 
Aufklärung von Brandan- 
schlägen und Attentaten, son- h 
dern vor allem auf die Erkun- 
dungen von tatsächlichen und 
vermuteten Zugehörigkeiten 7 
zu tatsächlich und vermuteten ©° 
„terroristischen Vereinigun- 
gen“. In der Praxis wurden die 
entsprechenden Ermittlungen 
vor allem genutzt, um linke 
Milieus auszuleuchten. 

So wurden allein im ver- 
gangen Jahr vier Ermittlungs- 
verfahren gegen linke Grup- 
pen bekannt. Am 9. Mai 
durchsuchten Beamte des Bundeskriminal- 
amtes Wohnungen und Arbeitsstätten von 18 
G8-GegnerInnen, denen vorgeworfen wurde, 
eine „militante Kampagne gegen den Welt- 
wirtschaftsgipfel“ vorzubereiten. Auch wur- 
den am selben Tag vier Wohnungen von Be- 
schuldigten durchsucht, gegen die seit 2001 
erfolglos, wegen der angeblichen Mitglied- 
schaft in der militanten gruppe (mg), ermit- 
telt wird. Am 13. und 19. Juni folgten Raz- 
zien bei elf jungen AntifaschistInnen, denen 
verschiedene Anschläge gegen Militärein- 
richtungen und Rüstungsfirmen vorgewor- 
fen wurden/werden. 

In der Nacht zum 31. Juli wurden drei Män- 
ner festgenommen, nachdem sie von einem 
Observationsteam beim Versuch der Brand- 
stiftung an mehreren Bundeswehrfahrzeugen 
aufeinem Firmengelände in Brandenburg be- 
obachtet worden sein sollen. Am folgenden 
Morgen wurden die Wohnungen und Ar- 
beitsplätze von uns und drei weiteren Män- 
nern durchsucht, Andrej wurde festgenom- 
men. Der Vorwurf gegen alle sieben Festge- 
nommenen: Mitgliedschaft in der „terroristi- 
schen Vereinigung“ militante gruppe (mg) 
(nicht die vier mg-Beschuldigten, bei denen 
am 9. Mai die Razzien stattfanden). Die ein- 
zige Verbindung zu den drei in Brandenburg 
Festgenommenen und den vier anderen, soll 
- so die Ermittlungsakten - in zwei angeblich 
konspirativen Treffen zwischen zwei Be- 


schuldigten im Frühjahr 2007 bestehen. Ganz 
typisch für $129a-Ermittlungen - aber sehr 
zur Überraschung der Beschuldigten - stell- 
te sich bei der Lektüre der Durchsuchungs- 
beschlüsse und Haftbefehle heraus, dass die 
Ermittlungen gegen die vier ursprünglich Be- 
schuldigten - denen keine Brandstiftung vor- 
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geworfen wird - bereits seit fast einem Jahr 
liefen, nämlich seit September 2006. Fast al- 
le arbeiten als Wissenschaftler oder sind als 
Publizisten tätig. Die Verdachtsmomente der 
Bundesanwaltschaft lesen sich abenteuerlich 
und haben auch international einen Sturm 
der Empörung ausgelöst: Die Beschuldigten 
haben Kontakte in die linke Szene und be- 
teiligen sich an Mobilisierungen, wie etwa 
gegen den G8-Gipfel in Heiligendamm; sie 
verfügen über die intellektuellen Fähigkeiten, 
vergleichsweise anspruchsvolle Texte zu for- 
mulieren; sie haben als Wissenschaftler die 
Gelegenheit, unauffällig in Bibliotheken zu 
recherchieren, und sie benutzen in ihren Tex- 
ten so auffällige Begriffe wie „Gentrificati- 
on“, „Prekarisierung“, „drakonisch“, „Be- 
zugsrahmen“ und „politische Praxis“. 


Ermittlungen per Internet 


Ausgangspunkt der Ermittlungen - so geht es 
jedenfalls aus den Ermittlungsakten hervor - 
soll eine Internetrecherche gewesen sein. Da- 
bei seien den BeamtInnen Begriffe aufgefal- 
len, die auch in den Bekennerschreiben der 
mg benutzt wurden. Zudem fielen den Er- 
mittlerInnen in einem Artikel über die UCK 
(Kosovarische Befreiungsarmee) die vielen 
militärischen Begriffe auf. Und das, obwohl 
doch in linken Texten eine militaristische 
Sprache sonst eher verpönt sei - außer eben 
bei der mg. Auch die Personenprofile der vier 


ursprünglich Beschuldigten speisen sich in 

erster Linie aus der Auswertung netzgebun- 

dener Informationen. So wurden Publikati- 
onslisten und Selbstbeschreibungen auf den 

Seiten der Institute und Universitäten ausge- 

wertet, aber auch Veranstaltungsankündi- 

gungen, Vorträge und veröffentlichte Texte. 

Die Überwachung von E-Mail- 

Kommunikation gehört mittler- 

weile zum Ermittlungsstandard. 

Gegen alle Beschuldigten ge- 

nehmigte der Ermittlungsrichter 

die Überwachung aller Kommu- 
nikationsmittel. Festnetztelefo- 
ne zu Hause und im Büro, Han- 
dys, E-Mail-Adressen und auch 
die Registrierung aller Internet- 
logins wurden eingesetzt, um ein 
möglichst umfassendes Gesamt- 
bild der Beschuldigten und ihrer 
Kontakte zu gewinnen. Wie und 
mit welchen Programmen die 
elektronischen Informationen 
ausgewertet wurden, geht aus 
den Akten nicht hervor, jedoch 
gibt ein so genanntes „Profil“ für 
mögliche mg-Mitglieder An- 
haltspunkte für den Ermitt- 
lungsansatz. Ins Profil des 

Bundskriminalamtes (BKA) pas- 

sen dabei alle, die folgende Kri- 

terien erfüllen: 

- enge soziale Bindungen innerhalb der 
Gruppe 

- ein außergewöhnliches politisches und 
historisches Wissen 

- die Fähigkeit, wissenschaftlich/analy- 
tisch zu arbeiten und komplexe Texte zu 
erstellen 

- Zugriffsmöglichkeiten aufumfangreiche 
politische und historische Literatur und 
Tagespresse (FAZ bis Jungle World) 

- es sollen „keine polizeilichen Erkennt- 
nisse“ vorliegen, und die verdächtigten 
Personen sollen weder als „klassische Au- 
tonomen“ noch als „klassische Antiimps“ 
einzuordnen sein. 

Ob und wie diese Kriterien in den Er- 
mittlungen tatsächlich Anwendung fan- 
den, geht aus den bisher vorliegenden Er- 
mittlungsakten nicht hervor - doch insbe- 
sondere der offensichtlich praktizierte 
Sammeleifer von Netzeinträgen, Publika- 
tionen und Kommunikationsdaten legt ei- 
nen rechnergestützten Auswertungsmodus 
nahe. Insbesondere Telefonate und E-Mails 
werden in Anti-Terrorermittlungen nicht 
nur nach ihren Inhalten, sondern vor allem 
nach Kommunikationsstrukturen ausge- 
wertet. Dabei geht es weniger darum, worü- 
ber am Telefon gesprochen oder was in E- 
Mails geschrieben wird, als vielmehr um die 
Fragen, wer wann wie lange und wie oft 
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mit wem Kontakt hat. Ebenfalls ausgewer- 
tet werden die jeweiligen Aufenthaltsorte 
der Mobiltelefone, die stündlich mit so ge- 
nannten „stillen SMS“ geortet werden. Da- 
bei werden die Telefone für die Benutze- 
rInnen unbemerkt zu einer Verbindungs- 
aufnahme mit dem nächstgelegenen Funk- 
masten gezwungen, so dass der Standort 
des Telefons rund um die Uhr rekonstruiert 
werden kann. Außerdem wurde aus den Ak- 
ten bekannt, dass das BKA auf der eigenen 
Homepage eine Fangschaltung („Honey- 
pot“) für alle BesucherInnen einrichtete, die 
sich auf der Website des BKA über die mi- 
litante gruppe (mg) informieren wollten. 
Allein zwischen dem 28. März und dem 18. 
April 2007 wurden über 400 IP-Adressen 
festgestellt, deren Identität für weitere Er- 
mittlungen überprüft werden sollten. Inter- 
netrecherchen und Datenauswertungen 
sind wesentliche Bestandteile in Anti-Ter- 
ror-Ermittlungen. Die Visionen der „glä- 
sernen BürgerInnen“ erscheinen im Zu- 
sammenhang, mit solchen Ermittlungen 
längst Realität. Kaum ein Detail der Le- 
bensführung, das nicht erfasst und ausge- 
wertet wird. Die BürgerInnenrechte schei- 
nen zu enden, wo der Terrorverdacht be- 
ginnt. 


Websites und Internet-Blogs gegen 
den Uberwachungsstaat 
Doch Computer und Internet sind längst auch 
zu Instrumenten gegen die zunehmende 
Überwachung geworden. Allein rund um die 
vier aktuellen $129(a)- Verfahren gegen lin- 
ke Gruppen und Strukturen in Deutschland 
gibt es zwei Websites und sechs Internetblogs 
- nicht mitgerechnet die dutzenden Internet- 
seiten, die sich am Rande ihres Themenspek- 
trums mit Anti-Terror-Ermittlungen be- 
schäftigen. Während ein Großteil dieser In- 
ternetprojekte sich an den klassischen Zielen 
einer Gegenöffentlichkeit orientiert und die 
jeweiligen Verfahren in ihrem Verlauf aus der 
Perspektive der Betroffenen dokumentiert, 
versucht annalist, der Blog von Anne, die 
Auswirkungen eines Terrorismusverfahrens 
im Alltag aus der Perspektive der Freundin 
eines Beschuldigten zu beschreiben. 

Zwei Monate nach den Festnahmen im Ju- 
li begann ich, vor allem die mehr oder weni- 
ger offensichtlichen Folgen von Überwa- 
chung aufzuschreiben. Die Entscheidung, 
mitten in einer Ermittlung wegen eines so 
schweren Vorwurfs damit anzufangen, mei- 
ne Beobachtungen öffentlich zu machen, war 
nicht leicht. Ob und wie die Behörden darauf 
reagieren würden, war nicht vorhersehbar - 
einen solchen Blog gab es bisher nicht. Über- 
wachung bedeutet einen massiven Eingriffin 
die Privatsphäre der Betroffenen. Bloggen 
dagegen steht in der Regel dafür, zumindest 
Teile des Privatlebens einer anonymen Öf- 
fentlichkeit zugänglich zu machen, und da- 
mit stellt sich die Frage, ob es nicht sehr wi- 
dersprüchlich ist, ausgerechnet mit einem 
Blog gegen Überwachung zu protestieren? 

Der Blog hat sich erst mit der Zeit zu ei- 
nem viel beachteten Forum zu verschiedenen 
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Fragen rund um den allgegenwärtigen „Krieg 
gegen Terror“ entwickelt. Anfangs diente er 
weniger ehrgeizigen Zielen. Plötzlich zu er- 
fahren, dass der eigene Partner verdächtigt 
wird, Terrorist zu sein; am frühen Morgen in 
der eigenen Wohnung Zeugin seiner bewaff- 
neten Festnahme zu sein und allein vor der 
Aufgabe zu stehen, dies den Kindern, der Fa- 
milie, FreundInnen und Bekannten erklären 
zu müssen, verändert das Leben radikal. Es 
bedeutet auch zu realisieren, dass Überwa- 
chung seit Monaten stattfindet: Dass das Te- 
lefon abgehört, die Post gelesen, der Hau- 
seingang von einer Videokamera gefilmt und 
jeder Schritt beobachtet wird. Es bedeutet, 
sich zu vergegenwärtigen, dass jeder Kontakt 
zu anderen für diese womöglich bedeutet, 
daraufhin auch von der Polizei beobachtet zu 
werden. Über all dies bloggen zu können, ist 
die Gelegenheit, einige Fliegen mit einer 

Klappe zu schlagen: 

- so haben viele die Möglichkeit, direkt zu 
erfahren, wie sich solche Ermittlungen auf 
die Betroffenen auswirken und wie offen 
und/oder dilettantisch sie gelegentlich ge- 
führt werden 

- erst mit dem Web 2.0 ist es möglich ge- 
worden, diese Informationen ohne etwa 
den Filter der Journalistenperspektive oder 
Zeitungsredaktionen zu veröffentlichen 
und damit viele LeserInnen zu erreichen: 
Gerade auch diejenigen, die normalerwei- 
se wenig Kontakt zu klassischen linken Pu- 
blikationen haben und sich noch weniger 
mit Folgen staatlicher Repression beschäf- 
tigen 

- es ist eine wirksame Gegenmethode, um 
sich nicht aus Angst vor weiterer Repres- 
sion gegen sich und andere völlig zu iso- 
lieren oder gar paranoid zu werden. 

Im weiterhin laufenden Verfahren gegen 
die sieben Beschuldigten, dem so genannten 
Berliner mg-Verfahren hat es sich als erfolg- 
reich erwiesen, den Zirkel zu schließen, der 
mit Recherche im Internet begann. Auch die 
Öffentlichkeitsarbeit der Solidaritätskampa- 
gne Bündnis für die Einstellung der $129(a)- 
Verfahren nutzt das Internet, um eine in die- 
sem Fall breite und interessierte Öffentlich- 
keit über das absurde Innenleben der Terror- 
bekämpfung zu informieren. Der Blog anna- 
list geht in dieselbe Richtung und erreicht - 
das lässt sich aus den zahlreichen Reaktio- 
nen erkennen - ein Publikum, das mehrheit- 
lich entsetzt ist, wenn es erfährt, wie in ei- 
nem vorgeblich demokratischen Rechtsstaat 
über das Vehikel Terrorbekämpfung Grund- 
und Bürgerrechte ausgehebelt werden. 

Einstellung So36 

annalist Blog 
Andrej Holm Soziologe und linker Aktivist, 
weiß seit seiner Festnahme im Juli 2007 
von der gegen ihn gerichteten Terrorismus- 
Ermittlung. 

Anne Roth Politologin, arbeitet als freie 

Journalistin und Übersetzerin. Bloggt seit 

letztem Herbst über den Alltag mit Terro- 

rismus-Überwachung. 

Kulturrisse 0108 Innere Sicherheit 2.0 / 

Andrej Holm und Anne Roth, 15.05.2008 


Berlin 


150 Leute auf 
Knastkundgebung 


Am 8. Mai wurde die in Berlin inhaftierte 
Antifaschistin Andrea 40 Jahre alt. Aus die- 
sem Grund und außerdem aufgrund des 63. 
Jahrestages des Tages der Befreiung fand ei- 
ne Kundgebung vor der JVA Pankow im Nor- 
den Berlins statt. 

Bei Sonnenschein und mit bester Laune ka- 
men über 150 Menschen, um die Existenz der 
grauen Mauern wenigstens für ein paar we- 
nige Stunden zu überwinden und um solida- 
rische Grüße an alle Gefangenen zu richten. 
Es wurden Redebeiträge u.a. zu Andreas Si- 
tuation, zur Geschichte des Knastes, in dem 
sie inhaftiert ist, und zur grundsätzlichen Kri- 
tik des Wegsperrens gehalten. Als musikali- 
sche Unterhaltung traten die Breakbeatpun- 
ker von Guts Pie Earshot und der HipHoper 
Refpolk und DJ KaiKani auf und heizten al- 
len kräftig ein. 

Ein Transparent mit der Aufschrift „Frei- 
heit für alle Gefangenen“, welches an Luft- 
ballons in die Höhe gezogen werden sollte, 
erwies sich als zu schwer, weshalb nur der 
Schriftzug „Freiheit“ in die Lüfte aufstieg. Ein 
übermotivierter Polizist versuchte die auf- 
steigenden Ballons durch einen eleganten 
Sprung in die Höhe wieder auf den Boden zu 
holen, was ihm aber unter dem Gelächter der 
KundgebungsteilnehmerlInnen nicht gelang. 

Begleitet wurde die Kundgebung von ei- 
nem massiven B.aufgebot, welches auch Vor- 
kontrollen durchführte und dabei veranlas- 
ste, dass eine Person mit Stahlkappenschuhe 
nicht teilnehmen durfte und eine weitere Per- 
son ohne Angabe von Gründen in einen der 
Bullentransporter geführt wurde. Daraufhin 
bildete sich eine Traube von Kundgebungs- 
teilnehmerInnen um das Fahrzeug herum und 
forderte die sofortige Freilassung der gefan- 
gen gehaltenen Person. Die eingesetzten 
Staatsdiener reagierten in der Form, dass sie 
mit der Wanne wegfuhren - daraufhin wur- 
de ein Anwalt informiert, welcher sich der 
Sache annahm. Die Kundgebung fand damit 
ein etwas abruptes Ende, da nach dieser Ak- 
tion die Stimmung kaputt war. 

Viele fuhren im Anschluss in den Südosten 
von Berlin, in den Bezirk Neukölln zu einer 
gleichzeitig stattfindenden antifaschisti- 
schen Kundgebung gegen eine Neonaziver- 
anstaltung zum 8. Mai. 

Aufgrund der Zeitverschiebung gab es be- 
reits mehrere Stunden früher eine Kundge- 
bung vor der deutschen Botschaft in Wel- 
lington in Neuseeland, bei der Transparente 
gezeigt wurden sowie ein Geburtstagsstän- 
dchen gesungen wurde. Weitere Infos dazu: 
link 
Schreibt Briefe und Karten an Andrea: 

Andrea Neff, JVA für Frauen 

Arkonastr. 56, 13189 Berlin 
Veranstaltet Soliparties usw. und spendet: 

Rote Hilfe 

Konto: 7189 590 600 


BLZ: 100 200 00 

Berliner Bank 

Verwendungszweck: Soli Andrea 
http://www.freeandrea.de.vu 


Andrea schreibt dazu: 
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„Von der Kundgebung habe ich leider sehr 
wenig mitbekommen, da ich auf der Stati- 
on ohne Fenster noch außen bleiben muß- 
te, aber die anderen haben mir erzählt, es 
gab ja auch Wunschmusik für alle, was 
wohl ganz mit schwarz und roten Luftbal- 
lons und am Ende ein Transparent mit 
„Freiheit für alle“, das aber schon mit „Frei- 
heit“ alleine abhob mit den Gasballons - 
reicht ja auch! 

Die Schließer sagten auf Nachfrage, wie- 
so ich nicht ans Fenster gucken durfte: „Sie 
könnten ja auch nichts machen, es käme 
von oben! Und später: „ Sie befrüchteten 
es würde draußen eskaliern oder die Ge- 
fangenen durchdrehen...!“ 

Es kamen wohl 150 Leute da, leider war 
in Neukölln eine Nazisveranstaltung in ei- 
ner Behindertenwerkstatt, die der Bezirk der 
NPD zugewiesen hatte, das natürlich wich- 
tiger, noch dazu am 8. Mai da präsent zu 
sein ...“ 


Andrea zu den Knastbedingungen in 


Berlin-Pankow 
(aus einem Brief vom Mai 2008) 

Hier herrscht noch der Geist, die Gefan- 
genen durch Isolation, Verblödung und 
Entmündigung zur Reue und anschließen- 
dem glücklichen Leben ohne Straftaten zu 
führen. Vielleicht wird das durch die Ge- 
schichte der Gemäuer, ein ehemaliges Klo- 
ster, verstärkt, ganz in jenem Sinne und die 
einzigen Bücher, auf fast allen Sprachen 
und genügend Exemplaren, die Bibel. An- 
sonsten sind Wörterbücher, andere religiö- 
se Werke, Koran, etc. Fehlanzeige. 

Meine spezielle Situation ist so, dass die 
Post zum Teil erst zum Sicherheitsbeauf- 
tragten in der JVA Lichtenberg zwecks 
Durchsicht gesendet wird und mir dann un- 
ter Umständen nach Wochen ausgehändigt 
wird. 

Da ich die Zwangsarbeit verweigere, wird 
mir jegliche finanzielle Zuwendung an Ta- 
schengeld/Geld von außen für Einkauf ver- 
weigert. Allen Strafgefangenen ist es nicht 


möglich, Geld von außen für Einkauf zu 
kriegen, außer Hygieneartikel, Briefmar- 
ken, Telefon. 

Viele Gefangene würden lieber Therapie 
statt Strafe machen, die Anstalt sagt, hier 
gäbe es auch die Möglichkeit dazu, die sieht 
dann so aus: 1 Stunde wöchent- 
lich bei der Hauspsychologin, 
die völlig unengagiert sich die 
Sachen anhört, aber weder bei 
Selbstzerstörungen noch bei 
Sucht- /Gewaltproblematiken 
professionell interveniert. Das 
würde ja anstrengend werden. 
So werden die Leute mit Psy- 
chopharmka bzw. Schlafmitteln 
ruhig gestellt und abhängig ge- 
macht. Schmerztabletten wie 
Bonbons ausgeteilt, damit es 
nicht anstrengend wird. Etwa 
auch für die Sozialarbeiterin, 
denn dann müssten ja Therapie- 
plätze für die Leute organisiert werden etc. 
Nur in extremen Fällen werden die Inhaf- 
tierten vorzeitig entlassen, oder besser ge- 
sagt an die nächste Zwangsanstalt weiter- 
gereicht - Psychiatrie -, weil das am ein- 
fachsten zu organisieren ist - Transporter 
anfordern und schon ist der „Fall“ erledigt. 

Die erste Vollzugsplankonferenz für mich 
im April beschloss: „Abstellung auf End- 
strafe ... keine weiteren Planungen.“ (Zitat) 

Die verweigerte Mitarbeit wird negativ 
vermerkt (keine Abgabe eines Lebenslaufs 
und „Tat“Erklärung), zitiert wird aus einem 
Urteil aus Bayern, indem ich als „Berufs- 
demonstrantin“ bezeichnet werde, daraus 
folgend sei die Sozial-/ Legalprognose aus- 
gesprochen negativ. In der mündlichen 
Erörterung gab die Sozialarbeiterin zu, dass 
sie Probleme hatte zu argumentieren, da sie 
keine Informationen hatte. Die haben dann 
in Urteilen gesucht, aber auch so gut wie 
nichts gefunden. 

Was man hier sehr gut beobachten kann, 
ist, dass die B. etc. auf Informationen an- 
gewiesen sind, und je weniger sie kriegen, 
desto besser für uns. Hier haben sich viele 
durch „ehrliche“, naive Lebensläufe, sie 
sollen ausführlich 4 Seiten Minimum sein 
mit besonderem Kapitel: „ Wie kam es zu 
Tat“ - selbst in für sie negative Sozial- /Le- 
galprognose reingeschrieben, dadurch dass 
sie etwa Alkohol-/ Drogenproblematik, 
„schwierige Kindheit“ erwähnten, wo- 


durch sie dann flugs zur kriminellen Per- 
sönlichkeit abgestempelt wurden, die nicht 
anders kann als „straffällig“ werden. 


Berlin 


Besetzung des Par- 
teibüros der Grünen 


Am 25.4.08 wurde das Parteibüro der Grü- 
nen Kreuzberg in der Dresdner Straße von 
einigen Aktivist_innen besetzt. Ziel war es, 
die Grünen endlich dazu zu bewegen, die 
Forderung nach der 2/3-Verbüßung für die 
inhaftierten Antifas Christian S. und And- 
rea N. zu unterstützen. 

Die beiden politischen Gefangenen Chri- 
stian S. und Andrea N. sitzen schon viel zu 
lange im Knast, weswegen sie nun nach 2/3 
der Haftzeit entlassen werden sollen. Der 
Gesetzgeber sieht die 2/3-Lösung als Re- 
gelfall vor; die Restzeit wird dann zur Be- 
währung ausgesetzt. In Berlin allerdings 
wird dieser Regelfall so gut wie nie ange- 
wendet: Im Bundesvergleich landet Berlin 
auf dem letzten Platz, sogar hinter Bayern 
- und das, obwohl ständig die Überbele- 
gung der Knäste beklagt wird. 

Die Grünen sprechen sich ausdrücklich 
für die Anwendung der 2/3-Lösung aus. Um 
zu sehen, wie ernst sie es damit meinen, 
wurde daher am Freitag Nachmittag das 
Büro während der Sprechstunde von Dirk 
Behrendt besetzt - einem Abgeordneten im 
Berliner Rathaus und gleichzeitig Richter. 

Überrascht von dem „Besuch“ mit zwei 
Transpis zeigte er sich interessiert und 
nahm sogleich die untenstehende Petition 
entgegen. 

Von dem Fax des Büros wurden dann so- 
gleich die untenstehende Pressemitteilung 
an die verschiedensten Berliner Tageszei- 
tungen verschickt. 


Petition 


Sehr geehrte Damen und Herren, 

hiermit wende ich mich als Ehefrau von 
Christian S. an Sie. 

Mein Ehemann wurde zu insgesamt 57 
Monaten Haft verurteilt, wegen Landfrie- 
densbruch bei zwei verschiedenen antifa- 
schistischen Demonstrationen, und einer 
Anwesenheit bei einer dritten Demonstra- 
tion. Dafür ist er 11 Monate in U-Haft ge- 
blieben und wurde letztendlich von dem 
Vorwurf freigesprochen. Seine Haftentlas- 
sung war am 29. September 2010 geplant, 
sein Hafteintrittwar am 14. Juni 2007. Mitt- 
lerweile stellt sich die Situation so dar, dass 
mein Mann wegen dieses Freispruches 11 
Monate - die er zu unrecht inhaftiert war - 
auf seine Strafe angerechnet bekommen 
hat. Er würde somit am 13. November 2009 
entlassen werden. Allerdings wurden ihm 
nicht die ganzen elf Monate angerechnet, 
sondern 2 Wochen weniger. Ein Grund 
dafür ist bisher nicht genannt worden. 

Entschieden wurde das überraschender- 
weise von der Strafvollstreckungskammer 
und nicht vom Gnadenausschuss, der ei- 
gentlich mit der Prüfung beauftragt wor- 
den war. Leider fehlt es bis heute an einem 
aktuellen Vollzugsplan für Christian S., auf 
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dessen Grundlage eine Entlassung nach 2/3 
der Haftzeit geprüft werden könnte. Die ur- 
sprünglichen 3 Jahre Haftzeit kamen zu- 
stande wegen eines angeblichen Flaschen- 
wurfs, wegen welchem er 11 Monate in U- 
Haft saß. (Entgegen der vorgeschrieben 6 
Monate Minimum von Untersuchungshaft. 
) In zweiter Instanz wurde er von diesem 
Vorwurf freigesprochen. Jedoch musste er, 
um aus der U-Haft rauszukommen, und sei- 
ne Therapie anzufangen, welche ihm 
während der U-Haft verweigert wurde, sei- 
ne Berufung in einem anderen Verfahren 
zurücknehmen - ein so genannter „Deal“, 
der aber durch seinen Gesundheitszustand 
vielmehr erpresst wurde. Ich kann unter 
diesen Umständen eine Vollverbüßung 
nicht nachvollziehen. Ich weiß, dass in Ber- 
lin die 2/3-Regelung bundesweit am we- 
nigsten angewendet wird, obwohl es der 
Regelfall sein sollte. 

Entsprechend den von mir gemachten Er- 
fahrungen, was den Strafvollzug meines 
Ehemannes angeht, möchte ich gerne schon 
vor möglicherweise plötzlich im Raum ste- 
henden Entscheidungen oder Beschlüssen 
auf einen neuen Vollzugsplan drängen, der 
auf eine 2/3-Verbüßung seiner Haftstrafe 
abzielt. In dem alten Vollzugsplan, welcher 
noch eine Vollverbüßung vorzieht, finden 
sich sachliche Fehler. Die Verfahren, in de- 
nen er freigesprochen worden ist oder die 
mangels Tatverdacht eingestellt worden 
sind, finden dort keine Erwähnung. Außer- 
dem sind die besonders schlechten Haftbe- 
dingungen zu erwähnen. Dazu zählen stän- 
dige (im Vergleich zu anderen Gefangen 
weitaus häufigere) Urinkontrollen und die 
nicht stattfindende oder unregelmäßige 
medizinische Behandlung seiner Hepatites- 
C-Erkrankung. Er wird anders als seine Mit- 
gefangenen dazu aufgefordert, Gefängnis- 
kleidung zu tragen, er sah sich Morddro- 
hungen aus der rechten Szene ausgesetzt, 
und etliche Briefe und Zeitungen erhielt er 
nicht oder nur unter erheblichen Schwie- 
rigkeiten. Außerdem wurde er in der JVA- 
Tegel als ein „spezieller Gefangener“ kate- 
gorisiert, was eine ständige Durchsuchung 
von seiner Zelle und seinem Körper nach 
sich zog. Der nächste Vollzugsplan muss 
diese Umstände entsprechend würdigen 
und damit eine Verbüßung auf 2/3 enthal- 
ten. 

Zum Schluss bin ich so frei, noch auf die 
politische Dimension des Falles hinzuwei- 
sen: In dem jetzigen Vollzugsplan wird ihm 
zum Last gelegt, dass er Wut, Hass und Ver- 
achtung gegenüber faschistischen Organi- 
sationen habe, und es wird ihm weiter zur 
Last gelegt, dass sein Umfeld und auch ich, 
seine Ehefrau, gleichermaßen empfinden. 
Ich denke, solche Auffassungen vor dem 
Hintergrund der nationalsozialistischen 
Vergangenheit Deutschlands zu einem Ne- 
gativkriterium zu machen, sollte sich für je- 
den Humanisten wie Demokraten verbie- 
ten. Ähnlich erschrocken haben mich 
Äußerungen des jetzigen Sozialarbeiters 
der JVA-Plötzensee Herr König, welcher die 
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Auffassung vertrat, das Gefängnis müsse 
die Gesellschaft vor meinem Ehemann 
schützen, weil die Neonazis ebenfalls ein 
Teil der Gesellschaft seien. 

Deswegen ist unsere Forderung: 
2/3-Regelung für Christian S. 
http://www.freechristian.gulli.to 


Der Prozess gegen 
Nadine am 30.4.08 


Die Vorwürfe 


Am 30.4.2008 fand vor dem Amtsgericht 
München der Prozess gegen Natalja statt. 
Die Vorwürfe beziehen sich auf das Ge- 
schehen am 9.Februar 2008 während des 
Protestes gegen die Nato anlässlich der Na- 
to-Kriegskonferenz in München. Ihr wurde 
zur Last gelegt, sie habe sich kurz nach der 
Demonstration gegen die Nato in einer 
Gruppe von schwarz gekleideten Personen 
befunden, die von der Polizei zwecks Per- 
sonalienfeststellung festgenommen wer- 
den sollte. Dazu versperrte eine Gruppe von 
Polizisten aus Nordrhein-Westfalen eine 
Straße. Natalja soll durch die- 

se Polizeikette gelaufen, ‚ N 

aber von einem Beamten 
festgehalten worden sein. 
Mit Hilfe von drei weiteren 
wurde Natalja dann of- 
fenbar zu Boden ge- 
bracht und gefes- 
selt. Dabei soll sie 
sich gewehrt ha- & ? 
ben. Deswegen wurde sie wegen Körper- 
verletzung, versuchter Körperverletzung 
und Widerstand gegen Vollstreckungsbe- 
amte in 4 tateinheitlichen Fällen angeklagt. 


Ein Antwortbrief von Natalja 


Neudeck, den 13. April ‘08 
Hallo ... 
vielen Dank für euren coolen, aufbau- 
enden Brief! Gestern habe ich ihn zusam- 
men mit diversen anderen Briefen und 
gaaaaanz vielen tollen Postkarten bekom- 
men und mich sehr darüber gefreut. Die 
Solidarität hat mich voll beeindruckt und 
ich bin im Moment trotz Knast richtig hap- 
py! Ich hatte Glück, denn der gestrige 
Samstag, war die vorerst die letzte Mög- 
lichkeit für mich, Post zu erhalten, weil ich 
morgen in die JVA Bamberg verschubt 
werde (wegen der Verhandlung in Forch- 
heim). 
Mir stehen wohl in nächster Zeit einiges an 
Gefangenentransporten bevor. Unabhän- 
gig davon, was in München und in Forch- 
heim rauskommt, gehe ich davon aus, dass 
ich in Kürze als Strafhäftling gelte und ver- 
mutlich im Mai nach Aichach verlegt wer- 


Das Urteil 


Obwohl nach der Beweisaufnahme die Vor- 
würfe der Körperverletzung und versuch- 
ten Körperverletzung höchst fragwürdig er- 
scheinen, hielten Staatsanwalt, Hofmann 
und Richterin Pabst an ihnen fest. Das Ur- 
teil lautete auf 5 Monate Freiheitsstrafe oh- 
ne Bewährung. (Natalja hat schon in Ro- 
stock für den G 8 Protest und Widerstand 
am 1. Mai 2007 eine Gesamtstrafe von 11 
Monaten aufgebrummt gekriegt, außerdem 
erhielt sie für antifaschistischen Wider- 
stand in Gräfenberg eine Bewährungsstra- 
fe von 2 Monaten, die sie jetzt auch absit- 
zen muss.) Die Richterin war dabei in allen 
Punkten den Forderungen der Staatsan- 
waltschaft gefolgt. Dabei schienen für sie 
die Widersprüche zwischen den Aussagen 
der Polizeizeugen keine Rolle zu spielen, 
obwohl sie bei der Beweisaufnahme diese 
offenbar durchaus bemerkt hatte. Denn sie 
hatte Nachfragen gestellt, durch welche die 
Ungereimtheiten noch stärker zu Tage tra- 
ten. 


Widersprüchliche Aussagen der 
Polizeizeugen 

Als Zeugen waren drei PolizeibeamtInnen 
anwesend, von denen nur zwei aussagten, 
nachdem Verteidiger und Staatsanwalt ein- 
vernehmlich auf die Anhörung der dritten 
Zeugin verzichteten. Der erste Beamte be- 
hauptete, die Angeklagte habe mit den Ar- 
men um sich geschlagen und mit den Bei- 
nen um sich getreten. Dabei sei er an bei- 
den Gesichtshälften und am Finger getrof- 
fen worden. Als Folge nannte er Schwel- 
lungen, Rötungen und Schmerzen. Minde- 
stens ein Tritt habe ihn getroffen, anson- 
sten wohl Schläge. Der zweite sagte hinge- 
gen aus, Natalja habe zunächst ihre Arme 
unter dem Bauch verschränkt gehabt, bis 
die Polizisten sie ihr unter Anwendung von 
Gewalt auf den Rücken gefesselt hätten. 


de. Denn die Revision in Rostock ist of- 
fenbar abgewiesen worden. Das heißt, dass 
die 11 Monate Knast, zu denen mich das 
Landgericht in Rostock im November ver- 
urteilt hat, rechtskräftig werden. (Diese 11 
Monate Haft sind eine Gesamtstrafe aus der 
Verurteilung wegen Landfriedensbruchs 
und den 3 Monaten, die ich in Nürnberg 
ursprünglich auf Bewährung bekommen 
hatte, wo ich wegen Widerstands am 1. Mai 
‘07 angeklagt worden war und etwa einen 
Monat in U-Haft gesessen hatte.) Wenn ihr 
was über die Repression gegen mich (also 
eigentlich ja mehr 

gegen alle und nur an einigen, unter an- 
deren mir, vorexerziert) ins Internet stellt, 
finde ich das cool! Gerade weil mensch sich 
im Knast schon richtig “verschluckt” vor- 
kommt. Das ABC, ..., hatschon was im “Ge- 
fangenen Info” veröffentlicht. 

Jedenfalls bedanke ich mich für eure So- 
lidarität und dafür dass ihr etwas im Netz 


Wie man wohl mit auf den Rücken gefes- 
selten Armen um sich schlagen kann? Der 
zweite Zeuge hatte auch nur eine Rötung 
an einer Gesichtshälfte bemerkt und nicht 
an beiden. Das Beweisfoto fand nicht ein- 
mal die Richterin aussagekräftig. Sie konn- 
te keine Rötungen erkennen und fand, der 
Zeuge sehe jetzt genauso rosig im Gesicht 
aus wie auf dem Bild. 


Zynische Verkehrung und die 


politische Intention des Urteils 
Staatsanwalt und Richterin Pabst warfen 
Natalja ausgesprochene Aggressivität vor, 
dasie sich aufdem Boden liegend noch wei- 
ter gegen vier Polizisten gewehrt habe. Ih- 
re relativ geringe Körpergröße wertete die 
Richterin auch als belastenden Faktor, da 
es für ein noch höheres Maß an Aggressi- 
on spreche, wenn man trotz Unterlegenheit 
Widerstand leiste. Das absurde Plädoyer 
von Staatsanwalt Hofmann gipfelte sogar 
darin, den Widerstand als menschenver- 
achtend zu bezeichnen. Nein, deren Ansicht 
nach ist es nicht etwa aggressiv oder men- 
schenverachtend, zu viert Gewalt gegen ei- 
ne am Boden liegende Person auszuüben!! 
Nein, die am Boden liegende Person ist ag- 
gressiv! Diese Logik zu Ende gedacht heißt: 
je hilfloser die eigene Lage und je mehr die- 
jenigen, gegen die man sich verteidigt, de- 
sto aggressiver und menschenverachtender 
ist man. 

Beide Polizeizeugen sagten einhellig aus, 
Natalja habe auf dem Bauch gelegen und 
die Beamten nicht sehen können bzw. nicht 
sehen können, ob sie mit Ruderbewegun- 
gen mit Beinen bzw. Armen jemanden ha- 
be treffen können. Obwohl der Verteidiger 
diesen Sachverhalte sorgsam herausstellte, 
sahen Staatsanwalt und Richterin beharr- 
lich in den Bewegungen den Versuch bzw. 
eine Absicht zu verletzen. Dass ein derart 
gigantisches Polizeiaufgebot, wie es 
während der Nato-„Sicherheitskonferenz“ 


schreiben wollt! Ich habe aber die „Bitte“ 
- die jetzt nicht großkotzig klingen soll - 
das Ganze ein bisschen kämpferisch /trot- 
zig | „erst recht“ - mäßig zu formulieren, 
damit die staatliche Einschüchterungs- 
propaganda nicht versehentlich dabei ver- 
breitet wird. Es soll ja niemand meinet- 
wegen entmutigten und ganz bestimmt 
nicht „gehirnwaschen“. Es hat Spaß ge- 
macht, ein wenig was zu lesen, was in 
Nürnberg so los ist. Ich wünsche euch ... 
weiter viel Erfolg (jeder / jedem persön- 
lich natürlich auch) und ich drücke die 
Daumen für eine kämpferische, kraftvol- 
le 1.Mai - Demo! 

Rebellische Grüße Natalja 


PS: Ich schreibe mal was Ausführlicheres 
zum Eingeknastet sein, aber heute beim 
Hofgang ist die letzte Gelegenheit, Briefe 
abzugeben, und dann konzentriere ich 
mich erstmal auf die 2 Verhandlungen. 


eingesetzt wird, bei Demonstranten ein Ge- 
fühl der Bedrohung auslösen und dadurch 
aggressiv machen könne, erklärte der Ver- 
teidiger vorsichtig. Doch das war offen- 
sichtlich schon zu viel für die Richterin, de- 
ren Mine sich sofort verfinsterte. Frau Pabst 
machte auch keinen Hehl daraus, dass sie 
Natalja letztendlich ihre politische Über- 
zeugung zum Vorwurf machte. So hob sie 
als strafverschärfenden Faktor hervor: es 
komme eine feindliche Einstellung ge- 
genüber dem Staat und seinen Repräsen- 
tanten zum Ausdruck. Einen Staat abzu- 
lehnen, der Kriege führt, die Voraussetzun- 
gen für Ausbeutung schafft, systemati- 
schen Sozialabbau betreibt und demokra- 
tische Freiheitsrechte immer weiter ein- 
schränkt, verdient ihrer Ansicht nach of- 
fensichtlich Strafe. 

Am Freitag dem 23. Mai wurde Natalja 
in die JVA Aichach verschubt. Die neue 
Adresse lautet: 

Natalja Liebich 

JVA Aichach 

Postfach 1380 

86544 Aichach 


Aichach liegt in der Region Augsburg der 
Knast dort ist ziemlich groß und es existie- 
ren unterschiedliche Ansichten über ihn 
bzw. verschiedene Erfahrungen mit den 
dortigen Verhältnissen. Natalja ist nicht in 
Neudeck geblieben, da dort nur Frauen, die 
zu kürzeren Haftstrafen verurteilt wurden, 
gefangen gehalten werden. Es hätte jedoch 
die Möglichkeit bestanden nach Würzburg 
zu kommen. Natalja wollte nicht nach 
Aichach, sondern lieber nach Würzburg, 
was aber nicht berücksichtigt wurde. 
aktuelle Infos: http://natalja.blogsport.de 


Kurdischer Politiker im 
Hungerstreik 


19.5. Der kurdische Politiker Abdurrahman 
Adigüzel wurde am 6. Mai 2008 verhaftet 
und befindet sich seitdem im Abschiebege- 
fängnis Rotenburg. Adigüzel, der in der 
Türkei gesucht wird, ist seit zehn Tagen im 
Hungerstreik. Die Föderation kurdischer 
Vereine in Deutschland (YEK-KOM) sowie 
die kurdischen Vereine in Baden-Württem- 
berg fordern seine sofortige Freilassung. 

Adigüzel ist seit vielen Jahren in der 
kurdischen Befreiungsbewegung tätig. Am 
6. Mai kam er einer Einladung der Auslän- 
derbehörde nach und wurde dort verhaftet. 
Am gleichen Tag trat er in einen unbefri- 
steten Hungerstreik. 

Seit 2006 lebt erin Deutschland als Asy- 
lbewerber. Wie YEK-KOM erklärte, wurde 
sein Asylgesuch abgelehnt, „obwohl kon- 
krete Beweise vorliegen, dass er in der Tür- 
kei gesucht wird. Auch die Tatsache, dass 
Adigüzel ein Bein im Krieg in Kurdistan ver- 
loren hat, wurde von den deutschen Behör- 
den nicht beachtet.“ 


Gericht untersagt die Abschiebung des 
Flüchtlingssprechers Mohammed Sbaih 


Gefahr ist nicht 
vorbei 


Hamburg 20.5.2008 
Heute um 15°° Uhr hat das Verwaltungsge- 
richt Meiningen in einem Eilentscheid den 
Antrag auf Aussetzung der Abschiebung 
positiv entschieden. 

„Dem Antragsgegner wird untersagt, die 
für den 21.05.2008 angekündigte Abschie- 
bung des Antragstellers durchzuführen“ 

Rechtsanwalt Mark Nerlinger hatte so- 
wohl formal rechtliche Gründe wie inhalt- 
liche Gründe vorgetragen. Das Gericht traf 
seine vorläufige Entscheidung aufgrund 
der formal rechtlichen Verstöße der Behör- 
den wie Art und Weise der Ankündigung 
der Abschiebung, Einziehung der gültigen 
Duldung etc. Über die inhaltlichen Gründe 
aufgrund rechtlicher und tatsächlicher Ab- 
schiebehindernisse hat das Gericht in sei- 
nem Urteil nicht entschieden, was aufgrund 
der Kürze der Zeit schwierig zu prüfen ge- 
wesen wäre. Die Ausländerbehörde macht 
dazu keine konkreten Angaben, spricht von 
einem „Verbindungsmann in Ramallha“, 
nennt die Öffnungszeiten des israelischen 
Checkpoints auf der König-Hussein-Brücke 
und betont, Geld für die Visa und Einreise- 
anträge Herrn Sbaih mitzugeben. Die Vor- 
halte des Rechtsanwalts über die Gefahren 
und Risiken des Reisewegs, nicht vorhan- 
dene Visadokumente, die Gefahren der 
Festnahme durch jordanische Behörden, 
das nicht einschätzbare Verhalten der isra- 
elischen Seite, vergleicht die Ausländer- 
behörde Eisenach mit „Erzählungen aus 
1001 Nacht“, ohne selbst konkrete Anga- 
ben zu den Vorhalten zu machen. 

Dass die Ausländerbehörde die katastro- 
phale Situation der Palästinenser, verur- 
sacht durch die israelische Besatzung, in die 
Nähe von Märchen rückt, zeugt entweder 
von völliger Unwissenheit oder enormer 
Arroganz. 

Die Gefahr der erneuten Abschiebung be- 
steht weiter. Es muss mit neuen Versuchen 
gerechnet werden. Insbesondere da sich ge- 
zeigt hat, dass einige Behörden in Thürin- 
gen, wenn sie zu Recht in die Kritik gera- 
ten, ihre Haltung nicht korrigieren, sondern 
aggressiv gegen die FlüchtlingsaktivistIn- 
nen des Barackenlagers Katzhütte vorge- 
hen. 

Wir danken allen, die nach der Abschie- 
beankündigung mit öffentlichen Stellun- 
gnahmen ihren Protest ausgedrückt haben. 
Wir bitten alle aufmerksam zu bleiben und 
den Fall weiter zu verfolgen. Demonstrati- 
on für die Schließung des Barackenlagers 
Katzhütte Donnerstag, 5.6.2008, Saal- 
feld/Rudolstadt 
Für Karawane-Hamburg 
Ralf S. Lourenco 
weitere Informationen: 
www.thevoiceforum.org 


Bundeswehr beugt sich 
öffentlichem Druck 


Militärsondergericht will über vorzeitige 
Beendigung des Disziplinararrestes ent- 
scheiden. 


Der zuletzt abgebrochene Kontakt zum in 
der Kaserne Viereck (Mecklenburg-Vor- 
pommern) inhaftierten Kriegsdiensttotal- 
verweigerer Matthias Schirmer konnte heu- 
te durch das Büro des Bundestagsabgeord- 
neten Paul Schäfer, Linksfraktion, wieder 
hergestellt werden. Wie die Deutsche Frie- 
densgesellschaft (DFG-VK) mitteilte, be- 
dankte Schirmer sich dabei für die großen 
Solidarität, die er von Kriegsgegner aus der 
ganzen Bundesrepublik bisher erfahren hat, 
und stellte fest, dass sich nach den Me- 
dienberichten das Verhalten der Vorgeset- 
zen ihm gegenüber verändert hat. Um ge- 
gen seine Inhaftierung durch die Bundes- 
wehr zu protestieren und seine Entschei- 
dung gegen die Pflicht zum Dienen zu be- 
kräftigen, war Schirmer war am 8.Mai in 
einen Hungerstreik getreten um. Zuvor hat- 
te ihn das Militärsondergericht nach bereits 
10 Tagen Stubenarrest und 21 Tagen Diszi- 
plinararrest erneut zu 21 Tagen Haft verur- 
teilt. In der letzten Woche war dann der 
Kontakt der Familie und der Unterstützer 
zu ihm abgebrochen. In einem Brief hatte 
Schirmer mitteilen können, dass ihm sein 
einstündiger Ausgang aus seiner Zelle so- 
wie das Telefonieren durch die Bundeswehr 
untersagt worden waren. Verschiedene 
Schikanen musste er über sich ergehen las- 
sen. 

„im Ergebnis des heutigen Gesprächs mit 
dem Inhaftierten können wir feststellen, 
dass die Bundeswehr zumindest ihre eige- 
nen Regeln weitestgehend wieder einhält“, 
erklärte DFG-VK-Bundesgeschäftsführer 
Monty Schädel. Schirmer geht es eigenem 
Bekunden nach den Umständen entspre- 
chend gut. Er werde täglich einmal ärztlich 
untersucht. Die Schikanen wären nach 
seinen Beschwerden eingestellt wor- 
den, auch Ausgang hätte er wieder täg- 
lich für eine Stunde. Die DFG-VK sei 
froh darüber, dass die Bundeswehr ih- 
re Maßnahmen überdacht und die To- 
talblockade beendet hat. 

Verwundert ist Schädel jedoch über 
die durch die Bundeswehr betriebene 
Informationspolitik im Fall Schirmer. 
Bestehende Vorurteil über das Militär, ° 
„das mache, was es will, und sich an 
keine Regeln hält“, fand so nur erneu- 
te Bestätigung. Es ist verwunderlich, 
dass die Bundeswehr, die sonst die Öf- 
fentlichkeit sucht, in diesem Fall auf 
Abschottung setzte. „Gab es etwas zu 
verbergen?“ fragt Monty Schädel. 

Die DFG-VK weist in diesem Zusam- 
menhang auch darauf hin, dass der 
Kriegsdiensttotalverweigerer Silvio 
Walther seit einigen Wochen ebenso Ge- 
fangene der Bundeswehr, 5./Gebirgsfern- 
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meldebataillon 210 in Bad Reichenhall, ist. 

Da beiden auf Grund einer Anzeige der 
Bundeswehr wegen Gehorsamsverweige- 
rung nach der Entlassung aus der Bundes- 
wehr ein Verfahren vor einem zivilen Ge- 
richt bevorsteht, wertet die DFG-VK die In- 
haftierung der Kriegsdienstgegner als 
Selbstjustiz der Bundeswehr. Vor dem Hin- 
tergrund, dass die Pflicht zum Dienen kei- 
ne mündigen Bürger, sondern Untertanen 
erzeugt, und der Wehrungerechtigkeit, dass 
gerade noch ein Drittel aller Wehrpflichti- 
gen zu einem Zwangsdienst einberufen 
werden, fordert die DFG-VK die Abschaf- 
fung der Wehrpflicht. Monty Schädel: 
„Nicht Gehorsam und Untertänigkeit, son- 
dern politische Teilhabe und Mündigkeit 
sollten das Ziel von Erziehung und Staats- 
handeln sein - sonst macht sich die Gesell- 
schaft unglaubwürdig.“ 

Weitere Informationen zum Thema To- 
talverweigerung und den aktuellen Fällen 
DFG-VK: 
https://www.dfg-vk.de/thematisches/kriminali- 
sierung_von_antimilitarismus/ 

Kampagne gegen Wehrpflicht, Zwangs- 
dienste und Militär: 
http://www.kampagne.de/Wehrpflichtinfos/Ak- 
tuellePraxisTKDV.php 
Totalverweigerer-Initiative: 
http://tkdv-zittau.blogspot.com/ 

Bildgalerie zur Verweigerung von Matthias 
Schirmer: 
https://www.dfg-vk.de/material/bildergale- 
rie/2008_05_totalverweigerer_in_gefangen- 
schaft_bei_der_bundeswehr 


Monty Schädel, Berlin / Frankfurt-M., Bun- 
desgeschäftsführer der Deutschen Friedens- 
gesellschaft-Vereinigte Kriegsdienstgegne- 
rInnen (DFG-VK), 19.5. 
mailto:schaedel@dfg-vk.de - www.monty 
schaedel.de, www.afghanistankampagne.de - 
www.afghanistankongress.de - www.dfg-vk.de, 
www.auslandseinsaetze-beenden.de - ww.schrit- 
te-zur-abruestung.de 


P.S. Mathias hat am 22.5. seinen Hunger- 
streik abgebrochen. 


Bild: Mathias Schirmer wird von den Feld- 
jägern abholt 


Zur Situation der ‚Iv.l.’- 
Aktivistin Nadine: 


Seit Anfang März sitzt die Aktivistin der ‚In- 
teressenvertretung Inhaftierter‘ (‚Iv.I:) Nadi- 
ne Tribian (siehe dazu auch GI 336) in der U- 
Haft Abteilung der JVA Bielefeld in Isolati- 
onshaft. Selbst das Engagement der Anwäl- 
te und eines Vertreters der Strafvoll- 
streckungskammer des Landtags in NRW 
blieb bislang erfolglos. Der untragbare, un- 
erträgliche Zustand hält weiter an. Dabei wird 
bewusst von Seiten des Vollzugs die Ge- 
sundheit von Nadine geschrottet. 

Es fällt schwer, Mensch zu bleiben, ohne 
nicht tiefste Verachtung gegenüber diesem 
System zu empfinden angesichts solcher Ge- 
schehnisse! 

Sofortige Abschaffung der Isolationshaft 
für Nadine wie für alle Gefangenen! 

Die letzten Neuigkeiten in diesem Fall be- 
schreibt nachfolgend Pit Scherzl von der 
‚WI: 


Gefoltert wird auch immer öfter 


wieder hier in der BRD! 
Das beste Beispiel hierfür ist unsere Iv.I. Re- 
präsentantin Nadine Tribian, die den offen- 
sichtlich sadistischen Attacken des ... Abtei- 
lungsleiters der JVA Bielefeld seit geraumer 
Zeit ausgesetzt ist. Auch Nadine prangert die 
dort bestehenden Miss- und Unstände ganz 
vehement an und soll vermutlich durch Psy- 
choterror in Form vielfältigster Willkür und 
Schikane mundtod und kirre gemacht wer- 
den. Sie hält sich tapfer - aber durch all das 
ist sie zwischenzeitlich ernsthaft erkrankt. 
Zu ihrer Unterstützung plant Iv.I. nunmehr 
für die erste Augustwoche einen bundeswei- 
ten Hungerstreik, um die Medien und über- 
geordneten Stellen auf die unhaltbare Situa- 
tion aufmerksam zu machen. Nadine ist kein 
Einzelfall - beileibe nicht! Auch ich habe die- 
sen Abteilungsleiter fast 2 Jahre lang ertra- 
gen müssen und dessen willfährige Hand- 
langer ... die für ihn logen ... und lügen, dass 
sich schon fast die (Beton-)Gitter biegen. Bz- 
gl. dessen Vorgehensweisen gehen wir mas- 
siv an die Öffentlichkeit. Wer sich an dieser 
Aktion beteiligen mag, möge sich bitte recht 
bald bei mir melden: 
Pit Scherzl - c/o Am Womberg 16 - 61276 
Weilrod 


Offensichtlich soll Nadine psychisch und 
physisch kaputtgemacht werden. Die Zeitun- 
gen werden sich „innerhalb des dann beste- 
henden Sommerloches“ dieser Sache sicher- 
lich sehr gern annehmen. Fakt ist: Dieser Ab- 
teilungsleiter und die zuständige Bereichslei- 
terin gehören nicht nur aus dem Dienst ent- 
fernt, sondern zudem auch auf eine Ankla- 
gebank. Nicht ohne Grund und berechtigtem 
Anlass haben Ende letzten Jahres 330 der in 
Bielefeld Inhaftierten eine 32 Beschwerde- 
punkte umfassende Gemeinschaftspetition 
verfasst und unterschrieben, in welcher u.a. 
die sofortige Entlassung der Anstaltsleitung 


aus dem Dienst gefordert wurde. Diese Soli- 
darisierung hat den offiziellen Stellen sehr 
sauer aufgestoßen ... hat zwar hinter den Ku- 
lissen vieles ... aber längst nicht genug be- 
wirkt. 

Wie gesagt, - ich würde mich freuen, wenn 
viele von Euch mitmachen. Es geht letztend- 
lich um die Haftsituation eines jeden Einzel- 
nen! 

Herzliche und kollegiale Grüße ... sendet 
Euch allen: Pit. 


Freiheit für die drei in 
München inhaftierten 
HausbesetzerInnen! 


Am 27. Juni des letzten Jahres befanden sich 
Steffi, Sven und Lukas (alle zwischen 17 und 
19 Jahre alt) in einem unbewohnten Haus in 
der Westendstraße in München. Ein Großteil 
der Häuser in dieser Straße steht schon län- 
gere Zeit leer und einige von ihnen wurden 
über Wochen hinweg von Punks und ande- 
ren als Treffpunkt genutzt. Seit diesem Tag 
sitzen sie im Knast, Ende Januar wurden al- 
le drei jeweils zu fünf Jahren wegen ver- 
suchten Totschlags aufgrund von Steinwür- 
fen verurteilt. 

In den Abendstunden stürmte eine 60-köp- 
fige Einheit des USK (Unterstützungskom- 
mando - Spezialkräften der bayerischen Po- 
lizei) ohne Vorwarnung das Haus. Die Sozi- 
alarbeiterInnen, welche regelmäßig dort ver- 
kehren, um Kontakte zu den Punks aufzu- 
bauen, wurden gezwungen, nichts von dem 
geplanten Überfall zu erzählen. Die Drei ver- 
teidigten ihr Haus, indem sie Steine, welche 
vorher im Haus verteilt wurden, um bei einer 
möglichen Räumung das Haus nicht vertei- 
digungslos aufgeben zu müssen, auf die be- 
helmten und gepanzerten Polizeikräfte. Ein 
Polizist musste danach aufgrund eines ange- 
brochenen Wirbels ärztlich behandelt wer- 
den, ein Gutachten konnte bestätigen, dass 
die Verletzung nicht von den Steinwürfen 
herrührt, sondern dass er sich diese bei einem 
Sprung über eine Mauer zuzog. 

Die Staatsanwaltschaft wertete die Stein- 
würfe nicht als Landfriedensbruch und Kör- 
perverletzung, wie sonst üblich, sondern als 
versuchten Totschlag. Nach der Demo gegen 
den G8-Gifpel am 02. Juni in Rostock wur- 
den die Stimmen, welche dies forderten, im- 
mer lauter. Dort kam es zu massiven Angrif- 
fen mit Steinwürfen der Protestierenden auf 
die Einsatzkräfte, welche die Demo angriffen. 
Mit diesem Urteil sollte ein Präzedenzfall ge- 
schaffen werden, welcher weit reichende 
Auswirkungen auf uns alle haben wird. Zum 
Beispiel wird es für den Staat noch einfacher 
werden, so genannte „Gewalttäter“ nach dem 
1. Mai für noch längere Zeit wegzusperren 
und damit der Gesellschaft zeigen, dass Wi- 
derstand zwecklos ist, da jede/r ihre/seine ge- 
rechte Strafe bekommen wird. 

Für die Berufungsverhandlung wünschen 


wir uns eine breite Solidarität mit den drei- 
en. Achtet auf weitere Infos und Ankündi- 
gungen. Soligruppe 

Schreibt Briefe: 

Lukas Winkler: Sudetenlandstr. 200, 86633 
Neuburg, Stephanie Träger: Am Neudeck 
10, 81541 München. Sven Maurer: Stadel- 
heimerstr. 12, 81549 München 

Aktuelle Infos: http://hausbesetzerinnenso- 
li.blogsport.de 


Streichung der 
‚reiertagspakete' 


Ein Kommentar. 


Da könnt man doch glatt vom Glauben fal- 
len ... 

denn egal, ob das Sicherheit, Futterneid 
oder andere Wahnvorstellungen waren, da 
haben sie mehr als den berühmten Vogel 
nun abgeschossen ... und es herrscht die Ru- 
he nach dem Knall. 

Nun, nicht so ganz, denn wir Gefange- 
nen sind doch auch nur ein Abklatsch der 
allgemeinen Verhältnisse draußen, auch 
geistig. Also is’ auch hier ein Murren zu 
hören, wo nun auch der Letzte begriffen 
hat, dass er seit dem 1. Januar kein Fres- 
spaket zu Ostern, Weihnachten und Ge- 
burtstag mehr erhalten darf und kann ... 
was schon mehr is’ als nur ein Griff in den 
Futternapf, das is’ schon ein Schlag in die- 
sen ... und das spritzte! 

Daher hat die Anstalt auch schon äh 
„nachgebessert“, sprich, es darf, wer kann, 
stattdessen für 42,95 Euro von seinem Ei- 
gengeld einkaufen. Schon klar, das kann 
nicht jeder, auch nicht diese so komische 
Summe verstehen: 42,95 Euro da mag man 
schon gar nicht mehr nach dem Sinn des 
Ganzen fragen. Aber sicher gibt sooo eine 
Summe Platz zum „Nachbessern“, was 
schon als Beschäftigungstherapie für nun 
noch Murrende Sinn macht. 

Nun muss ja auch nicht gleich jedem klar 
werden, dass das Zuckerbrot immer höher 
gehängt wird, dass wird ihm schon früh ge- 
nug bewusst werden, dann, wenn er die 
Peitsche zu spüren kriegt! 

Finni 3/08 

Kommentar von Günter Finneisen, Trift 14, 
29221 Celle 

Günter Finneisen (Finni) ist einigen unse- 
ren LeserInnen durch seine bissigen Zeich- 
nungen zum Thema Knast bekannt. 

Dass er seit 1995 total isoliert ist, ist wahr- 
scheinlich weniger bekannt. Nachdem er 
1995 mit einem weiteren Inhaftierten aus 
der dem Knast Celle ausbrechen wollte, be- 
‚findet sich Finni im Hochsicherheitstrakt, 
in dem vorher Gefangene aus bewaffneten 
Gruppen weggesperrt waren. 

Im Bundesland Niedersachsen gibt es seit 
Anfang des Jahre keine Pakete mehr für Ge- 
fangene, die sie an besonderen „Feiertagen“ 


erhalten konnten. Das bedeutet natürlich ei- 
ne weitere Verschärfung für sie drinnen. Da- 
zu hat Günter was geschrieben, was wir der 
Zeitschrift Mauerfall, den Gefangenen 
Rundbrief Nr. 9, entnommen haben. 


L>I> 
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2 DIALOG... 


Urteile im Berliner 
Medikamentenskandal 


Im Prozess im Medikamentenskandal um 
die Berliner JVA Moabit ergingen heute die 
Urteile gegen die fünf Angeklagten. 


Der Leiter der Arztgeschäftsstelle der JVA 
Moabit Land wurde zu einer neunmonatigen 
Bewährungsstrafe, mit der Auflage, 2000,- 
Euro an den Frauenzimmer e.V. zu zahlen, 
wegen gemeinschaftlichen Diebstahls in ins- 
gesamt 15 Fällen verurteilt. 

Der inzwischen pensionierte ehemalige 
Leiter der Arztgeschäftsstelle Siefert wurde 
zu einer sechsmonatigen Bewährungsstrafe 
mit der Auflage, 2000,- an die deutsche 
Krebshilfe zu zahlen wegen gemeinschaftli- 
chen Diebstahls in zwölf Fällen, verurteilt. 

Der Leiter des Pflegedienstes und ehemali- 
ger Personalratsvorsitzender Minkus wurde 
wegen gemeinschaftlichen Diebstahls in zwei 
Fällen zu einer Geldstrafe in Höhe von 4800,- 
Euro verurteilt. 

Der Personalratsvorsitzende Kompalla 
wurde zu einer Geldstrafe in Höhe von 1600,- 
Euro verurteilt. Ebenso die Krankenschwester 
Bronewski, die eine Geldstrafe in Höhe von 
1200,- zu zahlen hat. 

Die Angeklagten wurde beschuldigt, in den 
Jahren 2005 und 2006 Medikamente aus der 
Arztgeschäftsstelle der JVA Moabit gestoh- 
len zu haben, die eigentlich für Gefangene 
bestimmt waren. 

Der Staatsanwalt betonte in seinem Plä- 
doyer, dass der Sachschaden (ca. 3000,- Eu- 
ro) nicht sehr hoch sei, dass aber das Anse- 
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hen der Justiz unter diesem Skandal gelitten 
hätte. Denn der Ort des Geschehens, das Un- 
tersuchungsgefängnis Moabit, sei ja ein Ort, 
an dem Gefangene „resozialisiert“ werden 
sollen. Da sei es kein gutes Vorbild, wenn ge- 
rade an einem solchen Ort die Leute, die sich 
um die „Resozialisierung“ kümmern sollten, 
selbst straffällig werden, so der Staatsanwalt. 

Die Verteidigung hingegen stützte sich auf 
die mangelnde Aussagekraft, bzw. die ver- 
wirrenden Aussagen der Zeug_innen. Diese, 
ebenfalls JVA-Bedienstete, seien in Teilen ih- 
rer Aussagen unklar und widersprüchlich ge- 
wesen sein. So soll ein Zeuge genau gesehen 
haben, wie sich einer der Angeklagten ein 
Medikament eingesteckt haben soll, welches 
er aber gar nicht benutzt. Das aber könnte 
beweisen, dass die Angeklagten nicht (unbe- 
dingt), wie in der Presse bisher berichtet, die 
Medikamente für den Eigenbedarf stahlen, 
sondern möglicherweise auch gewinnbrin- 
gend weiterveräußert haben. 

Die Richterin stütze ihr Urteil trotz be- 
gründeter Zweifel trotzdem auf die Zeug_in- 
nenaussagen. Begründete Zweifel über die 
Glaubwürdigkeit des Zeugen Sonntag gab es 
etwa deshalb, weil im Laufe des Prozesses klar 
wurde, dass er ggf. andere Interessen ver- 
folgte: das Verhältnis mit der Zeugin Brone- 
wski war ohnehin schlecht, und vermutet 
wurde, dass eine Ablehnung einer Weiterbil- 
dungsmaßnahme durch die übrigen Ange- 
klagten dazu führte, dass Sonntag sich rächen 
wollte. 

Immer wieder wurde betont, dass es sich 
hierbei nur um die „Spitze des Eisbergs“ han- 
dele. Als der Skandal öffentlich wurde, wur- 
de vermutet, dass auch die JVA Tegel eine 
solche „Selbstbedienungspraxis“ in der Arzt- 
geschäftsstelle hat. Hier hat die Staatsan- 
waltschaft aber nicht weiter ermittelt. Ein 
weiteres Versäumnis ist wohl die weiterge- 
hende Recherche über den Anstaltsleiter 
Fixon. Er trat lediglich als Zeuge auf und be- 
gnügte sich damit, Dienstpläne und Preisli- 
sten der Medikamente auszuwerten. Immer 
wieder fragte man sich aber, wie eine solche 
jahrelange Praxis, die zumal völlig öffentlich 
(also innerhalb der Knäste) gehandhabt wur- 
de, ihm angeblich nicht bekannt war. 

Unabhängig aber von diesem Prozess und 
den Urteilen wurde schnell klar, welche Um- 
stände und welches Chaos in den Knästen ei- 
gentlich herrschen. Dass Gefangene ihre Me- 
dikamente über längere Zeiträume gar nicht 
oder nur selten erhielten, wurde gar nicht 
skandalisiert - hier ging es nurüber den Sach- 
schaden, der bei ca. läppigen 3000,- Euro 
liegt. Dass Mobbing und gleichzeitig ein nicht 
zu durchbrechender Korpsgeist unter den 
JVA-Bediensteten herrscht, welcher zu 
Machtmissbrauch führt, war auch nicht The- 
ma des Prozesses. Zwar betonte die Richte- 
rin, dass ein solches Verhalten nur bei einer 
fehlenden externen Kontrolle möglich ist. 
Dass aber gerade an solchen Orten wie Knä- 
sten ein derartiges Verhalten gang und gäbe, 
ja sogar lebensnotwendig für die weitere Exi- 
stenz einer solchen Zwangsanstalt ist, kam 
nicht zur Sprache (warum auch?). Denn war- 
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um sollten Menschen sich denn einsperren 
und demütigen lassen, wenn sie nicht wüs- 
sten, welche Sanktionen auf sie warteten, 
wenn sie einmal nicht gehorchen? 

Am Rande des Prozesses wurde außerdem 
bekannt, dass der inhaftierte Berliner Antifa 
Christian S. (www.freechristian.gulli.to) in- 
zwischen Anzeige wegen Körperverletzung 
durch Unterlassen gegen einige der Ange- 
klagten erstattet hat. Er saß nämlich 11 Mo- 
nate in U-Haft in Moabit und musste knapp 
sieben Monate auf die Fortsetzung seiner le- 
bensnotwendigen Medikamententherapie 
warten. Es wird vermutet, dass die Unregel- 
mäßigkeiten auch dem im Prozess erörterten 
„Verhalten“ der Angeklagten zuzurechnen 
ist. 
www.freeandrea.de.vu 
http://www.freechristian.gulli.to 


Abolitionismus 


v. Johannes Feest 

Abolitionismus ist die Bezeichnung für so- 
ziale Bewegungen, welche sich die Abschaf- 
fung (engl. abolition) unmenschlicher gesell- 
schaftlicher Institutionen zum Ziel gesetzt 
haben. Zugleich ist es auch die Bezeichnung 
der solchen Bewegungen zugrunde liegenden 
Theorie der Abschaffbarkeit derartiger Insti- 
tutionen. 


Begriffsgeschichte 


Der Begriff geht zurück auf die Auseinan- 
dersetzungen um die Abschaffung der Skla- 
verei in Nordamerika. Später wurde er aufdie 
Abschaffung der Todesstrafe und schließlich 
auf die der Gefängnisse (prison abolition) 
ausgedehnt, teilweise weitergehend auch auf 
die Abschaffung des Strafrechts bzw. der 
Strafe (penal abolition). 


Theoretischer Abolitionismus 


Zu den wichtigsten Theoretikern des Ge- 
fängnis-Abolitionismus gehören Thomas 
Mathiesen (Norwegen), Nils Christie (Norwe- 
gen), Louk Hulsman (Niederlande) und Her- 
man Bianchi (Niederlande). In der Folge ha- 
ben sich vor allem Karl F. Schumann und Se- 
bastian Scheerer (Deutschland), Willem de 
Haan und Rene van Swaaningen (Niederlan- 
de), Heinz Steinert (Österreich), Mick Ryan 
und Joe Sim (UK), sowie Harold E. Pepinsky 
und Angela Davis (USA) um die Präzisierung 
und Verbreitung dieser Idee bemüht. 

In Deutschland hatte der theoretische (bzw. 
akademische) Abolitionismus (aufgrund der 
Übersetzungen von Knut Papendorf) seine 
große Zeit in den 70er und 80er Jahren. Ver- 
treten wurde und wird er hier insbesondere 
im Umfeld der kritischen Kriminologie und 
des AJK (Arbeitskreis Junger Kriminologen). 


Abolitionistische Bewegungen 


Thomas Mathiesen gehörte auch zu den In- 
itiatoren der gefängnis-abolitionistischen 
Bewegungen in den skandinavischen Län- 


aa Günter Bahasa 


dern (KRIM/KROM/KRUM), von denen aber 
nur noch Krom (Norwegen) existiert. 

In Europa kaum bekannt ist jedoch eine an- 
dere Wurzel des Abolitionismus: die prakti- 
sche und literarische Aktivität der nordame- 
rikanischen Quäker (vgl. insbesondere Knopp 
1976; später Morris 1995). Auf internationa- 
ler Ebene existiert seit dem Jahre 1981 die In- 
ternational Conference for Prison Abolition 
(ICOPA). Sie wurde vom Kanadischen Quaker 
Committee for Jails and Justice gegründet 
und hat bisher elf abolitionistisch orientier- 
te Konferenzen durchgeführt, zuletzt 2006 in 
Tasmanien. Zur finanziellen Unterstützung 
der ICOPA wurde im Jahre 1991 von Ruth 
und Ray Morris die International Foundati- 
on for a Prisonless Society ins Leben geru- 
fen. ICOPA XII wird im Jahre 2008 in Lon- 
don stattfinden und von der Howard League 
for Penal Reform organisiert werden. 

(Zu neueren abolitionistischen Bewegun- 
gen in Frankreich, Großbritannien und Itali- 
en und Kanada vgl. die Links am Ende die- 
ser Seite) 


Abolitionismus in der Praxis 


Berühmtestes Beispiele für praktischen Abo- 
litionismus war die Abschaffung der Ju- 
gendgefängnisse im US-Staat Massachussets 
(1972) durch den damaligen Commissioner 
of Corrections Jerome G. Miller. Vorausge- 
gangen war dem aber schon die Abschaffung 
der Zwangsarbeit (1970) in Skandinavien. Di- 
rekt von beidem inspiriert war die Abschaf- 
fung der geschlossenen Jugendheime in 
Hamburg durch die Kriminologin Dorothee 
Bittscheid-Peters. 

Ein Beispiel für Reduktionismus ist auch 
die abolitionistisch anmutende Schließung 
der Jugendarrestanstalt in Bremen-Lesum 
(1987?). Da der Jugendarrest als solcher nicht 
abgeschafft wurde, können Bremer Jugen- 
drichter weiterhin Arrest verhängen, der 
dann aber im fernen Niedersachsen voll- 
streckt werden muss, weshalb es kaum noch 


vorkommt. 


Fazit 


Der Gedanke der Historizität und Abschaff- 
barkeit der Gefängnisse wird weiter diskutiert 
werden. In der Praxis wird es auf absehbare 
Zeit eher um Möglichkeiten der Reduktion 
dieser kostspieligen Institution gehen. 

siehe auch: Abolitionism (engl.) 
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Knastkampf in Belgien 


Wenn die Taten für 
sich selbst sprechen ... 


Müssen wir es noch auslegen? Müssen wir 
noch Worte den Taten hinzufügen, welche 
schon für sich selbst sprechen? Die belgische 
Demokratie hatte in diesem Jahr rund zehn 
Aufstände und Ausbrüche in ihren Gefäng- 
nissen und Zentren zu verarbeiten. Damit 
brachen die Gefangenen die Stille und Isola- 
tion, die ihnen zugeteilt wird. Die ist nicht 
wenig, denn die Absonderung ist der Exi- 
stenzgrund der Gefängnisse: Menschen, wel- 
che auf die eine oder andere Art unerwünscht 
sind, aus dem sozialen Kontext auszusch- 
ließen, um den sozialen Frieden zu bewah- 
ren. 

Zu oft begegnen viele diesem plötzlichen 
Aufflackern von Revolte mit Erschrecken. 
Dieses wilde Aufkommen von Unzufrieden- 
heit, wie es die letzten eineinhalb Jahren in 
den Gefängnissen passiert ist, zeigt, wie ein- 
gerostet einige in ihren militanten Kadern sit- 
zen, und die Kluft, welche zwischen den „Ak- 
tivisten“ und den anderen Revoltierenden 
gähnt. Es war nicht anders, als die Banlieu- 
es von Frankreich im November 05 explo- 
dierten und die Druckwellen bis in unsere ei- 
genen Straßen zu spüren waren. Die meist 
sichtbare Antwort war eine lähmende Träg- 
heit einer Bewegung, die sich selbst nicht be- 
greift. Eine Anzahl erleuchteter Geister füg- 
ten dem Ganzen noch eine Reihe so genann- 
ter „konstruktiver“ Kritik hinzu, deren einzi- 
ge Ziele zu sein schienen zu verhindern, dass 
die Flammen der Revolte auch andere an- 
stecken. 

Dies soll nicht heißen, dass wir uns, wenn 
wir mit Taten konfrontiert werden, die fürsich 
selbst sprechen, einfach blindlings in die Hit- 
ze des Gefechtes stürzen müssen. Aber bei Ta- 
ten, die so deutlich sind wie die eines teil- 
weise verwüsteten Gefängnisses, ist die in- 
teressanteste Frage bestimmt nicht, wer das 
nun getan hat oder warum das passiert ist ... 

Die Frage, die wir uns vor allem stellen 
müssen, ist, was wir damit anfangen wollen. 
Es sagt viel aus über die „Ideen“ die wir ver- 
teidigen, wenn wir nicht einmal imstande 
sind, unser eigenes Verlangen in einem bren- 
nenden Gefängnis zu erkennen und die Er- 
kenntnis zu stärken, indem wir die Rebellion 
innerhalb der Mauern auf die Straße bringen. 

Nicht einfach nur, um unsere Solidarität zu 
zeigen, sondern weil wir etwas zu sagen und 
zu tun haben; 

die Vernichtung aller Gefängnisse und der 
Welt, die die Gefängnisse nötig hat! 

Von dieser Perspektive aus können wir uns 
selbst zu MittäterlInnen an der Revolte ma- 
chen. 

Und bevor die erniedrigende Verurteilung, 
dass dies alles nur Rhetorik ist, jeden Drang 
nach Aufstand wieder zum Erlöschen bringt, 
müssen wir uns einmal gut nach den Taten 
umsehen. Nach den Gefängnissen, die in 


Brand gesteckt wurden, nach den Gefäng- 
nissen, in denen ein Teil der Infrastruktur sei- 
tens der Meutereien zerstört wurde, nach den 
Ausbrüchen, nach den Besetzungen von In- 
nenplätzen, wie unlängst in Dendermonde, 
Merksplas, Gent und Hasselt. 

Vielleicht lassen einige die Bemerkung fal- 
len, dass diese Aufstände nicht im Gering- 
sten gegen das Gefängnis an und für sich ge- 
richtet sind. Dass es den Gefangenen einzig 
und allein darum geht, einige Verbesserun- 
gen zu bekommen, oder dass ein paar der re- 
voltierenden Gefangenen vielleicht miese Ar- 
schlöcher sind. Nun, niemand behauptet, dass 
dies nicht so sein kann. Aber wenn jemand 
denkt, dass aufständische Bewegungen ein- 
zig und allein aus bewussten Revolutionären 
bestehen, dann liegt dieser jemand wohl 
gründlich falsch. Oftmals sind es gerade die 
Praktiken solcher Bewegungen („die Taten, 
die für sich selbst sprechen“), die die engen 
Kader der reformistischen Forderungen über- 
steigen, wie dies zum Beispiel oft mit Kon- 
flikten rund um den Arbeitsplatz passiert. 
Während die Forderungen des Kampfes nur 
mäßig interessant sind (höhere Löhne, keine 
Entlassungen ...), sind es die Praktiken, die 
uns ins Auge springen (wilde Streiks, Sabo- 
tage ...). 

Was ist eine bessere Kritik am Gefängnis 
als die Verwüstung eines Gefängnisses? 

Es legt daher an uns, an jenen, die allen 
Gefängnissen ein Ende setzen wollen, inner- 
halb dieses Konfliktes unsere eigene Per- 
spektive nach vorne zu stellen - wobei wir 
zur gleichen Zeit einen Beitrag zur Revolte 
leisten und eine qualitative Erweiterung der 
Perspektive realisieren. Diese qualitative Er- 
weiterung; kann einzig und allein innerhalb 
der Dynamik von Revolten zustande kom- 
men, nicht außerhalb oder oberhalb. 

Wenn die Rede ist von „dem Gefängnis und 
seiner Welt“, dann ist das nicht, um uns in 
Selbstmitleid zu wälzen, weil wir nun mal al- 
le gefangen sitzen in dieser Welt der Aus- 
beutung und Unterdrückung. Vielmehr geht 
es gerade darum zu entdecken, wo wir das 
Gefängnis angreifen können. Denn das Ge- 
fängnis ist nicht allein diese Institution mit 
ihren vier grauen Mauern ... Ihre Tentakel rei- 
chen bis in unsere eigene Straße und sind zer- 
quetschbar. 

Es geht hier nicht darum, jeden anzusta- 
cheln, „Anti-GefängnisaktivistIn“ zu wer- 
den. Diese Art der Spezialisierung macht es 
uns höchstens schwieriger, uns selbst zu er- 
kennen, als Ausgebeutete neben anderen 
Ausgebeuteten, in den Revolten, die ab und 
zu Brüche in dieser verrotteten Gesellschaft 
verursachen. Aber lasst uns gerade aus die- 
sen Gründen nicht zulassen, dass ein Auf- 
stand im Gefängnis innerhalb der vier Mau- 
ern isoliert bleibt. Lasst uns mit unseren ei- 
genen Ideen und Mitteln diese Revolte zu un- 
serer machen und sie in den Straßen ver- 
breiten. 

Les mauvais jours finiront, Dezember 2007 

Publiziert in Uitbraak und La Cavale (franz. 
Version) in Nr.11 Januar 08 und von dort 
übersetzt. ae 
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Unvollständige Chronologie seit 2008 von 
Aktionen, die innerhalb und außerhalb der 
belgischen Gefängnisse stattfanden 


2/01 Leuven - Das Büro von FEDASIL wird 
angefallen. 

7/01 Gent - Molotowcocktail gegen Autos 
von ‚Dalkia‘, ein Betrieb, welcher sich mit dem 
Unterhalt von Gefängnissen beschäftigt. 
8/01 Lantin - Zusammenkommen am Ge- 
fängnis von Lantin. Im Umkreis werden Fly- 
er verteilt. 

9/01 Steenokkerzeel - 4 Gefangene brechen 
aus dem geschlossenen Asylzenter aus. 
10/01 Brüssel - Am Regie der Gebäude wer- 
den Fenster eingeschlagen. Es wird der Slo- 
gan ‘Die Revolte von Merksplas verfolgt Dich’ 
angebracht. 

12/01 Hasselt - Drei Wärter werden verwun- 
det, nachdem sie ein Zusammenkommen ei- 
ner Familie zu verhindern versuchten. 

13/01 Hasselt - Ein Besucher fällt fünf Wär- 
ter an. Am Abend besetzen 130 Gefangene 
den Innenplatz. 

15/01 Hasselt - Im Stadtzentrum erscheinen 
Slogans gegen das Gefängnis. 

19/01 Hasselt - Gefangene besetzen den In- 
nenplatz erneut. 

19/01 Kortenberg - Brandstiftung in der psy- 
chiatrischen Einrichtung. 

22/01 Leuven - Fenster der Oberheitsge- 
werkschaft werden eingeschlagen. 

24/01 Gent - Die Räder eines Autos von 
‚Denys‘ (eine Firma, die sich an der Renovie- 
rung des Gefängnisses Gent beteiligte) wer- 
den plattgestochen. Die Fenster werden zer- 
stört und das Wort ‚Rache‘ darauf gesprayt. 
4/02 Antwerpen - 2 Gefangene brechen aus. 
18/02 Ittre - Aufstand im Gefängnis, Be- 
schädigungen und Brandstiftung. 

18/02 Merksplas - 6 Gefangene brechen aus 
dem Asylcenter aus. 

21/02 Brüssel - Riots nach der Festnahme ei- 
nes Jugendlichen, verschiedene Autos wer- 
den in Brand gesteckt. 

28/02 Wortel - Ein Gefangener bricht aus 
dem Gefängnis aus. 

10/03 Brüssel - Ungefähr 30 Bezahlautoma- 
ten des Öffentlichen Verkehrs werden sabo- 
tiert, um gegen Razzien und Abschiebungen 
zu protestieren. 

25/03 Brüssel - Brandbombe gegen das Ge- 
bäude des nationalen Zentrums für elektro- 
nische Überwa- 
chung und der 
Strafaus- 
führungsrechts- 
bank. 

27/03 Gent - Ein 
Auto von ‚Denys’ gA& 
wird in Brand ge- 
steckt. FR 
entnommen aus ® 
dem Heft ‚Risse in 
der Mauer - Texte 
gegen die Knäste 7 
und die Welt, die 
sie benötigt - von F\' 
und aus Belgien‘ 
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Uns erreicht erst jetzt ein Referat von einem 
ehemaligen Gefangenen aus dem Kollektiv 
GRAPO/PCE(r), das auf einer Veranstal- 
tung zur Todesnacht in Stammheim am 20. 
Oktober in Berlin vorgetragen wurde. Wir 
dokumentieren es trotz der zeitlichen Ver- 
zögerung, weil es Aufschluss darüber gibt, 
wie im Ausland auf die Ereignisse reagiert 
wurde, und weil sie deshalb zur Aufarbei- 
tung der Geschichte gehört. 


Beitrag aus Spanien 
von einem ehemaligen 
Gefangenen 


Die PCE(r) hat die RAF als einen echten Ver- 
such verstanden, mit der faschistischen Kon- 
tinuität der BRD zu brechen und revolutionäre 
Veränderungen voranzutreiben. Die PCE(r) 
hatte verschiedene Kritikpunkte an der RAF, 
die auf unterschiedlichen Analysen und stra- 
tegischen Vorgehensweisen beruhten, jedoch 
denken wir, dass heute - zum 18.10. - nicht 
der Moment ist, diese zu debattieren und zu 
reflektieren. Die Kritikpunkte, die es gab, wur- 
den immer als solidarische Kritik innerhalb 
der revolutionären Bewegung verstanden. Es 
gab immer eine tiefe Verbundenheit und So- 
lidarität zum Kampf der RAF, sie waren un- 
sere GenossInnen. 

Wir möchten uns in diesem Beitrag weni- 
ger an der Entstehungsgeschichte und Ent- 
wicklung derRAF abarbeiten, als vielmehr auf 
unsere Perspektive und unser Verhältnis zum 
Oktober 77 eingehen. Um diese nachvollzie- 
hen zu können, müssen wir einen kurzen Blick 
auf die damalige Situation in Spanien wer- 
fen. 

Spanien befand sich im Übergang zur so 
genannten Demokratie nach Francos Tod. 
Diese Zeit war durch zwei Dinge charakteri- 
siert: 

1. die große antifaschistische Arbeiterbe- 
wegung, die versuchte, wirklich demokrati- 
sche Rechte und Freiheiten zu erkämpfen 

2. die großen traditionellen Parteien ver- 
einbarten mit verschiedenen faschistischen 
Strömungen einen sanften Übergang von der 
Diktatur zu einer Demokratie westlicher Prä- 
gung. Dabei achtete der alte faschistische Ap- 
parat darauf, den Transformationsprozess zu 
kontrollieren. Vielen Francisten war klar, dass 
es so nicht weitergehen konnte, und sie 


ERETENERRE <F 
wollten revolutionäre Situationen un- A 


ter allen Umständen vermeiden. 

Die PCE(r) schätzte diese Situationals | 
Erneuerung des Faschismus in einem 
neuen Gewand ein. Ihre Politik und 
Praxis richtete sie danach aus, diese 
Machenschaften zu entlarven: 1. Das 
Regime will nur eine Erneuerung der 
Fassade 2. Es werden keine wirklich de- 
mokratischen Freiheiten kommen, und 
3. nicht einmal der Repressionsapparat 
wird von Folterern gesäubert. 

Die GRAPO unternahm in dieser Zeit == \ 
starke Aktivitäten, weil sie davon aus- 


[ 


ging, dass es möglich ist, durch eine Kombi- 
nation verschiedener Widerstandsformen 
(wie Streiks, Demos, bewaffnete Aktionen) 
das Regime zu zwingen, eine wirkliche De- 
mokratisierung durchzuführen bzw. diese 
durchzusetzen. 

In diesem Rahmen haben manche Zeitun- 
gen Informationen über Stammheim vermit- 
telt, das heißt die offizielle Selbstmordversi- 
on angezweifelt und haben gesagt, dass es 
Gründe und Ungereimtheiten gibt, die dafür 
sprechen, dass der Tod der Genossinnen und 
Genossen durch Dritte verursacht wurde. 
Durch diese Informationen und durch Ver- 
bindungen zur Solidaritätsbewegung in der 
BRD gab es auch Reaktionen der spanischen 
Arbeiterklasse. 

Die PCE(r), die ein Ausdruck dieser Bewe- 
gung ist, verfasste unter anderem Flugblätter, 
in denen sie .. sagte, dass die Gefangenen am 
18.Oktober vom deutschen Staat hingerichtet 
worden seien, um die revolutionäre Bewe- 
gung zu schwächen und einzuschüchtern. 
Schon vor dem 18.Oktober habe es Morddro- 
hungen gegen Gudrun, Andreas und Jan ge- 
geben, es gab Diskussionen um Erschießun- 
gen von revolutionären Gefangenen und der 
Staat hatte schon den Tod von Holger Meins, 
Siegfried Hausner und Ulrike Meinhof zu ver- 
antworten. Aktivitäten als Reaktion auf die- 
se Ereignisse gab es in allen größeren Städ- 
ten Spaniens. Auch die GRAPO reagierte und 
griff mehrere deutsche Einrichtungen an. 

Ende der 70er Jahre importierte der spani- 
sche Staat das Modell Stammheim und rich- 
tet Knäste nach diesem Vorbild ein. Dieses 
Modell wurde anfangs in Herrera de la Man- 
cha eingeführt. Als Reaktionen gegen dieses 
neue Knastregime begannen die Gefangenen 
aus der PCE(r) und GRAPO einen harten Hun- 
gerstreik, bei dem unser Genosse Crespo Gal- 
lende starb. Nur durch den Widerstand der 
Gefangenen konnten wir das Modell Stamm- 
heim vorläufig stoppen. Nach 1977 wurde in 
verschiedenen Knästen den Gefangenen im- 
mer wieder mit der so genannten „deutschen 
Lösung“ gedroht ... Diese Drohungen waren 
keine Einzelmeinungen von Schließern, son- 
dern hatten System und waren von oben ge- 
deckt. 

Auch wenn ich heute nicht persönlich an 
dieser Veranstaltung teilnehmen kann, hoffe 
ich, euch mit diesem Beitrag das Verhältnis 
zur RAF und zum 18.10.77 bei uns hier in 
Spanien nähergebracht zu haben. 


Beerdigung von Baader, Ensslin und Raspe 


Brief von Juan 
Antonio Sorroche 
Fernandez, Italien 


Juan wurde verhaftet, weil er Parolen ge- 
gen die Einweisung einer Obdachlosen in 
die geschlossene Psychatrie gesprüht ha- 
ben soll. Der Fall der eingewiesenen Frau 
hat in ganz Italien für Proteste u.ä. gesorgt. 


Hallo ihr alle, 

ich schreibe euch aus dem Poggioreale- 
Gefängnis in Napoles/Italien und sitze zur 
Zeit im „EIV“-Flügel, einer Art Isolati- 
onstrakt, in dem ich besonders stark über- 
wacht werde. ich schreibe, um euch über 
meinen Hungerstreik zu informieren, den 
ich am Montag, den 14.4.2008, antreten 
werde, bis ich es für richtig erachte, ihn zu 
beenden. Meine wesentlich Motivation zie- 
he ich aus der Solidarität mit meinem in- 
haftierten Genossen Mauro, der mit erheb- 
lichen gesundheitlichen Beschwerden zu 
kämpfen hat und nicht die nötige Versor- 
gung erhält, die er benötigt. 

Weiterhin verweigert mit die Knastlei- 
tung seit 2 Monaten Briefe in spanischer 
Sprache. Sie verweigern mir die Briefe mit 
dem Argument, dass erst der Übersetzer 
kommen müsse. Sie sagen: „Wir haben an- 
gerufen, aber wenn keiner kommt ...“. Fakt 
ist, dass ich nun seit einem Monat nur re- 
de, um diese Probleme zu beseitigen, doch 
daraus wurde nichts. Nun kann ich meinen 
Freunden und Familienmitgliedern nicht 
schreiben, und dies ist der einzige Weg, mit 
ihnen zu kommunizieren. 

Dazu gibt es hier in diesem Flügel viele 
Dinge, die die Isolation noch isolierender 
machen. Fakt ist, dass EIV sehr einschrän- 
kend ist, es gleicht praktisch 41bis.(A.d.Ü.: 
italienischer Iso-Knast-Artikel) Die Essens- 
rationen sind nahezu unverdaulich (stellt 
euch vor, jemand hat irgendeine Krankheit 
und braucht etwas zu Essen, doch hat kein 
Geld), und es gibt auch nichts zu kaufen 
(von allen Gefängnissen, in denen ich war, 
ist dies das schlimmste), du bekommst nur 
fundamentale Dinge wie Mehl und kleine 
Rationen Gemüse, deren Qualität allerdings 
könnt ihr euch vorstellen. Wir können uns 
nur zwei Mal in der Woche duschen, die, 
die Sport machen oder sich an anderen Ta- 
gen waschen wollen, müssen dies in der 
Zelle tun, doch sitzen viele zu dritt in Zel- 
len, was das unmöglich macht. 

Vernünftige Plätze für Sport wie eine 
Sporthalle oder ein Platz existieren nicht, 
es ist uns nicht erlaubt, uns in der großen 
Halle zu treffen, wir dürfen nur in 5er-6er- 
Gruppen in einen kleinen, baufälligen In- 
nenhof, zwei Stunden am Tag. 

Ich weiß dass es viele Leute gibt, die sich 
in totaler Isolation befinden, wo es keine 
EIV-Flügel (A.d.Ü:wohl eine abgeschwäch- 
te Form der Isohaft) gibt, diese Isolationen 
existieren, um Menschen auszulöschen, 


und deshalb ist dieser Hungerstreik auch ei- 
ne Aktion gegen jede Art der Isolationshaft 
(FIES, CELL F, 41bis, EIV und andere) und 
für die sofortige Freilassung aller Gefange- 
ner mit chronischen oder tödlichen Krank- 
heiten. 

Ich möchte Grüße an Diego, Marco, Rafa, 
Joaquin, Jose, Gabriel und Thomas senden, 
welche gegen diese Dinge protestiert haben, 
und an all die, die dies von draußen tun, 
als würden sie selbst von diesen Bedin- 
gungen betroffen sein! 

Grüße an all die, die mir aus Spanien 
schrieben, speziell an Rafa „John Bala“ 
(eingeknastet in Puerto3, Spanien) 

Cheers 

Für Punk - nichts bereuen - für ein starkes 
Rückgrat 

Aus dem Gefängnis Poggioreale 

Juan Sorroche 


Schreibt Juan: 
Juan Sorroche. 
Juan Antonio Sorroche Fernandez 
C.C. Poggioreale 
via Nuova Poggioreale 177 
80143 Napoli 
Italy 


Griechenland 
Freispruch vs. 
kollektive Schuld 


In Griechenland begann am 7. Mai das Be- 
rufungsverfahren im Fall „Revolutionärer 
Volkskampf, ELA" 


Über dreieinhalb Jahre nach Ende des ei- 
nen und fast drei Jahre nach Urteilsspruch 
im zweiten erstinstanzlichen Verfahren be- 
gann am Mittwoch das Berufungsverfah- 
ren gegen vier mutmaßliche Mitglieder der 
griechischen Stadtguerillaorganisation 
„Revolutionärer Volkskampf, ELA“. 
Christos Tsigaridas, Irini Athanasaki, An- 
geletos Kanas und Kostas Agapiou waren 
im Oktober 2004 mit dem vorher auch nach 
griechischen Rechtsverständnis unzulässi- 
gen Mittel der „kollektiven Schuld“ zur 
zulässigen Höchststrafe von jeweils 25 Jah- 
ren Gefängnis wegen Beihilfe in 41 Bom- 
benanschlägen und einem versuchten 
Bombenanschlag sowie einem Mord und 48 
Mordversuchen schuldig gesprochen wor- 
den. Zwar war der Anklagepunkt der „Mit- 
gliedschaft in einer kriminellen Vereini- 
gung“ bereits verjährt, da der ELA nach 
1995 aufgehört hatte zu existieren. Aus der 
dennoch als erwiesen erachteten Mitglied- 
schaft hatte das Gericht damals jedoch die 
Beteiligung der Angeklagten - in welcher 
Form auch immer - an allen dem ELA zu- 
geschriebenen Anschlägen abgeleitet. Als 
einzigen „Beweis“ konnten sich die drei 
Richter dabei auf die Aussage der Haupt- 
belastungszeugin Sofia Kyriakidou stützen. 


Diese hatte ihren Ex-Ehemann Angeletos 
Kanas sowie die beiden Mitangeklagten 
Konstantinos Agapiou und Irini Athanasa- 
ki beschuldigt, führende Mitglieder des ELA 
zu sein. Allerdings hatte die Zeugin bei 
ihren verschiedenen Vernehmungen durch 
die Polizei und Staatsanwaltschaft im Vor- 
feld des Prozesses sowie bei der Befragung 
durch Richter und Verteidiger völlig wider- 
sprüchliche Berichte über die Verstrickung 
der Angeklagten in die Aktionen des ELA 
geliefert. Mal wollte sie zwei, mal drei der 
Angeklagten, mal in dieser, mal in jener 
Wohnung beim gemeinsamen Bomben- 
bauen gesehen haben. Mehrmals konnte sie 
sogar der Lüge überführt werden. So hatte 
sie sich mit ihren Beschuldigungen 
zunächst an einen angeblich ihr nicht be- 
kannten Polizisten gewandt. Die Verteidi- 
gung dagegen wies nach, dass die Zeugin 
mit dem Polizisten die Schulbank gedrückt 
hatte. Noch während der erste Prozess lief, 
beschloss die griechische Justiz die Eröff- 
nung eines zweiten Verfahrens. In ihm soll- 
te den Angeklagten die Beteiligung an 10 
weiteren Anschlägen zur Last gelegt wer- 
den, die nicht Gegenstand des ersten Pro- 
zesses gewesen waren. In der Substanz war 
der zweite Prozess nichts weiter als eine 
Wiederholung des ersten. Da dem Gericht 
auch hier wieder jegliche Indizien für die 
Teilnahme der Angeklagten an den ihnen 
zur Last gelegten Anschlägen fehlten, griff 
die Staatsanwaltschaft auf die schon im er- 
sten Prozess verwendeten Belastungszeu- 
gen zurück. Wie schon damals, konnte al- 
lerdings auch jetzt keiner der erneut gela- 
denen Zeugen einen Beweis für die Teil- 
nahme eines der Angeklagten an den An- 
schlägen des ELA liefern oder auch nur die 
Mitgliedschaft der Angeklagten in der 
Stadtguerillaorganisation belegen. Und ge- 
nau wie im ersten Prozess stützte sich die 
Staatsanwaltschaft auch diesmal im 
Schlussplädoyer auf die Aussagen der 
Hauptbelastungszeugin Sofia Kyriakidou. 
Doch diesmal konnte die Mehrheit der Rich- 
ter den Aussagen der Zeugin keinerlei 
Schuldbeweis entnehmen. Mit einem Mehr- 
heitsvotum von zwei zu eins Stimmen 
sprach das dreiköpfige Richtergremium im 
Juli 2005 die vier Angeklagten frei. Ihren 
daraufhin nach und nach eingereichten 
Anträgen auf Haftverschonung bis zum 
Entscheid im Berufungsverfahren wurde 
stattgegeben. Heike Schrader 


ELA-Prozess vertagt 


Griechenland: Weil der Anwalt einer der 
Angeklagten nach einer Lungenopera- 
tion auf längere Zeit arbeitsunfähig ist, 
wurde das gerade erst am 7.5. begon- 
nene Berufungsverfahren gegen vier 
mutmaßliche Mitglieder der griechi- 
schen Stadtguerillaorganisation „Revo- 
lutionärer Volkskampf, ELA“ auf den 
22. Oktober verlegt. 
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Peter O. Chotjewitz zu 
Savvas Xiros und Peter Weiss 


Aus Gegen- 
welten 


Was verbindet den griechischen Stadtgue- 
rillero Savvas Xiros und den Schriftsteller 
Peter Weiss? 

Peter Weiss, dessen Pariser Manuskript 
aus dem Spätherbst 1950 soeben erschie- 
nen ist, brauche ich nicht vorzustellen. Sa- 
vvas Xiros, auch er Urheber eines Buches, 
Mitglied der griechischen Stadtguerilla 
17N, sitzt seit 2002 im Gefängnis. 

Am 29. Juni jenes Jahres wollte Xiros das 
Büro einer Schifffahrtsgesellschaft in die 
Luft sprengen. Die Bombe explodierte in 
seinen Händen. Mehr tot als lebendig wur- 
de er von einer Geheimdiensteinheit ent- 
führt und in einem Krankenhaus versteckt 
gehalten. In dieser Zeit war er ununterbro- 
chen mit Armen und Beinen ans Bett ge- 
fesselt und rechtlos, wie die Gefangenen in 
einem Knast der US-amerikanischen Ad- 
ministration - zum Beispiel Guantanamo. 
Er erhielt keinen Anwalt. Kein Richter er- 
ließ einen Haftbefehl. Die auch in Grie- 
chenland üblichen Rechte von Zeugen und 
Beschuldigten waren außer Kraft gesetzt. 
Die Explosion wurde verschleiert, um die 
Presse nicht aufmerksam zu machen. Die 
Ärzte und das medizinische Personal han- 
delten auf Anweisung seiner Bewacher. 

Wer die Personen waren, die ihn zuwei- 
len in großer Zahl umgaben und auszufra- 
gen versuchten, konnte er nur ahnen. Zu 
Gesicht bekam er sie nicht, denn seine Au- 
gen waren verbunden. Andererseits wurde 
alles, was man aus den wirren Aussagen 
des Schwerverletzten herauslas, protokol- 
liert, in juristischen Text überführt und im 
Prozess gegen die 17N verwertet. 

Auch, welche Medikamente verabreicht 
wurden, ist unbekannt, so dass Xiros sel- 
ber nicht weiß, worauf die alptraumhaften 
Zustände, die er in seinem Buch aus der Er- 
innerung beschreibt, zurückzuführen sind. 
Er ist sicher, dass man ihn intravenös un- 
ter Drogen setzte, um ihn zum Reden zu 
bringen, und dass auch andere Methoden 
der weißen Folter angewendet wurden. Als 
Xiros im September 2002 in die Realität des 
Hochsicherheitstrakts entlassen wurde, 
verkündeten die Massenmedien, dass der 
17. November zerschlagen sei. 

Sein Zustand war noch immer verhee- 
rend. Er hatte 25 Kilo abgenommnen und 
war so vollgepumpt mit Psychopharmaka, 
dass er kaum laufen konnte. Er hatte drei 
große Operationsnarben auf der Brust, die 
ihm keiner erklären konnte. Er sah nur trü- 
be und verzerrt. Drei Finger der rechten 
Hand fehlen. Er hatte Schmerzen in der 
Brust. Lange danach wird man Rippen- 
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Savvas Xiros (links) 


brüche diagnostizieren. Er hat Kopf- 
schmerzen und Schwindelgefühle. Später 
wird man feststellen, dass er ein Angiom 
im Gehirn hat, Klammern in der Schädel- 
decke und einen falsch zusammengefügten 
Schädelbruch. Er hat ein Aneurysma und 
eine Hepatitis, verursacht durch unsach- 
gemäße Bluttransfusionen. 

Das ist die Realität, auf der sein minutiö- 
ser Bericht über seine zwei Monate in ei- 
nem griechischen Guantänamo beruht. Er 
schreibt über sein Auftauchen aus der Spur- 
losigkeit: „Aus der sterilen Intensivstation 
komme ich in eine unterirdische Toiletten- 
zelle, in der immer wieder das Abwasser 
hochgedrückt wird. Ein psychisch toter 
Mensch. Eine unpersönliche Persönlichkeit, 
ein unbeständiger Charakter, ein ANDERER 
Mensch.“ 

Heute ist Xiros fast taub und blind, dazu 
die übrigen Folgeschäden. Haftunfähig in 
Haft. Das ist die Realität, in der er seither 
leben muss. 

Es gibt von Peter Weiss einen Satz über 
sich selber, der seine Situation beschreibt: 
„Ich bin nichts als Leere, in der die Brocken 
eines riesigen Schiffbruchs herumwirbeln. 
Das einzige, was mich noch zusammenhält 
und meine Hand führt, ist der absurde 
Wunsch, sich doch noch bemerkbar zu ma- 
chen, doch noch eine Verbindung zu ande- 
ren Lebewesen herzustellen.“ Der Wunsch, 
„doch noch eine Verbindung zu anderen 
Lebewesen herzustellen“, war es, der auch 
Xiros half, seine lange Agonie zu überste- 
hen und seine Erfahrungen aufzuzeichnen. 

Keine Frage: Die Willkür, von der das 
Buch von Peter Weiss handelt, geht nicht 
dermaßen kompakt und zielstrebig vom 
Staat aus, doch spielt diese übelste aller 
menschlichen Erfindungen auch in der Vor- 
geschichte seines Buches eine nicht uner- 
hebliche Rolle. Sein Vater war nach deut- 
scher Auffassung Jude, musste 1938 nach 
Schweden emigrieren, und wie so viele 
Emigranten wurde auch der damals 22- 
jährige Peter Weiss mit einem Schlag hei- 
matlos, eine Art Ahasverus, begabt mit dem 
gnadenlosen Blick des verfolgten Außen- 
seiters und einer surrealistischen Phanta- 


sie, einem Vaterkomplex und einer Mutter- 
phobie, geplagt von Geldsorgen, Sexual- 
neurosen, Selbstzweifeln und Überheblich- 
keiten, Identitätskrisen, ratlosen Analyti- 
kern. Ein Sammelsurium, das er in seinem 
Pariser Manuskript auf ein Dutzend Figu- 
ren verteilt - allesamt Facetten seines un- 
fassbaren Ich, das ihn lähmt und zum Schei- 
tern verurteilt. 

Er ist, damals noch, misogyn und sexbe- 
sessen zugleich, gierig nach Erfolgen als 
Maler, Filmemacher und Schriftsteller, de- 
nen er fast zwanzig Jahre lang, bis 1960 er- 
folglos, nachhechelt. Ihn als „ulysseshaft“ 
zu bezeichnen, wie die Verlagswerbung es 
tut, um ein unpassendes Wort für seinen 
expressionistischen Stil zu finden, ist 
falsch. Verglichen mit dem frühen Weiss ist 
Joyce ein kerngesunder Wonneproppen. 

Die von Axel Schmolke (siehe auch Axel 
Schmolke: „Das fortwährende Wirken von 
einer Situation zur anderen‘. Röhrig, Uni- 
versitätsverlag, St. Ingbert 2006) edierte 
und kommentierte Ausgabe besteht aus vier 
aufeinander bezogenen Textfeldern, die 
durch editorische Notizen, einen Kommen- 
tar und ein Literaturverzeichnis ergänzt 
werden. Das zweite Textfeld, die „Traum- 
protokolle und -analysen“ (23. Oktober bis 
8. November 1950), steht chronologisch 
und inhaltlich an falscher Stelle, aber das 
stört nicht. Sie hat Weiss im Gepäck, als er 
am 8. November 1950 zum ersten Mal nach 
Paris reist, wo er bis Dezember in schwedi- 
scher Sprache die „Pariser Manuskripte“, 
die allesamt fragmentarisch und nicht en- 
dredigiert sind, zu Papier bringt, wie man 
damals noch sagen konnte. 

Die Traumprotokolle, die von Weiss si- 
cher literarisch überformt wurden, bezeu- 
gen die seelische und materielle Situation, 
die ihn zum Aufbruch zwingt. Er muss aus 
allem raus, rein in die existentielle Rander- 
fahrung, nur so ist eine neue Geburt mög- 
lich. „Dass er die Sprache nicht verstand, 
verstärkte sein Außenstehen.“ Auch Xiros 
leidet darunter, dass er infolge seiner Taub- 
heit nicht versteht, was mit ihm gemacht 
wird. Aber Sprache verstehen ist nicht nur 
ein Zugang zum Ich. Als Weiss in Schwe- 
den die (deutsche) Sprache seiner Kindheit 
aufgeben muss, liegt darin auch eine Be- 
freiung, und als er schwedisch spricht, ak- 
zeptiert er seine Losgerissenheit. „Ich habe 
den Emigranten überwunden.“ 

Den Träumen schließt sich in der vorlie- 
genden Ausgabe das im November ent- 
standene „Pariser Typoscript“ an, das an 
zweiter Stelle stehen sollte, da es mit den 
Worten beginnt: „Dies also ist Paris, dach- 
te der Reisende, als die schmutzigen Vor- 
orte im diesigen Sonnenlicht auftauchten“, 
wie der ganze Text die Situationen der An- 
kunft behandelt, bis auf den letzten Absatz, 
wo „der Reisende“ am Tag seiner Abreise 
eine Katze sieht: „Er ging zu ihr hin und 
stumm betrachteten sie einander. Die Au- 
gen des statuenhaft sitzenden Tieres trafen 
das Animalische und Elementare in ihm.“ 

Den Abschluss des Bandes bildet das aus- 


Peter Weiss 1982 


führliche Nachwort Schmolkes, von dem 
auch alle Übersetzungen stammen. Auch 
diesen Text habe ich genossen, da ich we- 
nig über den frühen Peter Weiss weiß. 

Worin bestehen nun die Parallelen zwi- 
schen den Texten von Weiss und Savvas? 
Es sind die physischen, in Sprache und Bil- 
der umgesetzten Emanationen der Exi- 
stenzkrise. Bei Xiros wird sie durch Drogen 
erzeugt, Weiss ist sie immanent. 

Es gibt viele Eigenheiten, die beide Tex- 
te über den hochgelobten Einheitsbrei die- 
ser Tage erheben. Es ist der Verzicht auf 
„Handlung“ und „Plot“, es sind die short 
cuts, die aufblitzenden und sofort wieder 
verschwindenden Bilder, die beide Texte so 
faszinierend machen. Bei Xiros provozie- 
ren die Drogen und der Wechsel von Rei- 
zentzug und Reizüberflutung die Desorien- 
tierung, die schnell wechselnden Stim- 
mungen, Halluzinationen, Ängste, Hoff- 
nungen und Versuche, so etwas wie Rea- 
lität zu definieren und festzuhalten. Eine 
große Rolle spielt die Furcht, die Genossen 
draußen ungewollt zu verraten und mit sei- 
nen Peinigern zu kollaborieren. 

Bei Weiss sind die Bilder und Anekdoten 
so fragmentiert und verschnitten, dass der 
Text an Eisenstein und Peter Kubalkes Ex- 
perimentalfilme erinnert, manches - der 
surrealistische Blick - auch an Filme von 
Bunuel und Cocteau („Das Blut eines Dicht- 
ers“ und „Orpheus“ vor allem). Es sind, 
während die Bilder von Xiros in der Kran- 
kenstation bleiben und die Ereignisse zwar 
akustisch und optisch nur verschwommen 
wahrgenommen werden, jedoch einen 
„Film in einer Einstellung“ ergeben, bei 
Weiss die rasch wechselnden konkreten 
Szenen des Alltags in Bars, Stundenzim- 
mern und Polizeistationen, auf Straßen, 
Plätzen und Märkten, die den Erzählstil be- 
stimmen. Die Situationen sind aufgeladen 
mit den Emotionen und psychotischen Ir- 
ritationen der Personen, deren Wege sich 
kreuzen, so dass der Eindruck einer großen 
Authentizität einer Figur entsteht, die als 
Figur des Autors entschlüsselt werden kann 
- der Maler, der Lebensgefährte, der Sohn, 
der Freier, der Tagebuchschreiber, der Rei- 


sende. Wie artifiziell beide Texte sind, ist 
schwer auszumachen. Xiros hat seine Er- 
lebnisse lange nach der Tortur aufgezeich- 
net. Weiss hat alles zwischen Ende Oktober 
und Dezember 1950 geschrieben, zum 
größten Teil in Paris vor Ort. Aber be- 
schreiben die Autoren „Erlebnisse“? Zu- 
mindest bei Weiss ist es fraglich. Er hat Mil- 
ler gelesen, das merkt man an den Sexsze- 
nen. Er schätzt Kafka, das merkt man an 
den parabelhaften Sequenzen, vor allem in 
der Auseinandersetzung mit dem Vater. Er 
kennt Joyce, den Surrealismus, die psy- 
choanalytische Literatur freudianischer 
Provenienz. Das ist kein Manko, wenn ei- 
ner zu schreiben anfängt. 

Dass Xiros Vorbilder hatte, glaube ich 
nicht. Seine Sprache ist naturwüchsig und 
wurde unter der Folter freigelegt. Das min- 
dert den literarischen Stellenwert seiner 
Aufzeichnungen nicht, die durch wenige 
politische Verlautbarungen nur gelegent- 
lich pamphletisiert werden. Auch er stellt 
sich, als er ganz desorientiert ist, die Frage, 
die viele kennen: Der Schatten neben mir, 
ist das der Schatten meines Bewusstseins 
im Traum? 

Peter Weiss: „‚Füreinander sind wir Chif- 
fren‘ Das Pariser Manuskript“. Rotbuch, 
Berlin 2008, 194 Seiten, 19,90 Euro Savvas 
Xiros: „Guantanamo auf griechisch. Zeit- 
genössische Folter im Rechtsstaat“. Pahl- 
Rugenstein, Bonn 2007, 134 Seiten, 13,90 
Euro 
Peter.O.Chotjewitz, aus Konkret 5/2008 


Nachrichten aus 
Berlusconis Italien 


Neapel: Angriffe auf Roma-Siedlung 


Internationalen Berichten zufolge hat ein 
brandschatzender Mob Mitte Mai Roma- 
Siedlungen angegriffen, Behausungen in 
Brand gesteckt und Hunderte Menschen 
vertrieben. 

Dem ging eine monatelange Kampagne 
von Lega Nord und Silvio Berlusconis 
Wahlbündnis Popolo della Liberta voraus. 
‚Die italienische Polizei hat die Vertreibung 
nicht verhindert, weil hinter der Kampagne 
auch die nunmehrigen Regierungsparteien 
stecken’, so der Sprecher Philipp Sonde- 
regger der österreichischen Gruppe SOS 
Mitmensch. SOS Mitmensch fordert des- 
halb auch Außenministerin Ursula Plassnik 
auf, den italienischen Botschafter einzube- 
stellen. Die Republik Österreich müsse dem 
Nachbarland klar machen, dass Minderhei- 
tenschutz ein wesentlicher Wert der eu- 
ropäischen Union darstelle. 

‚Die miserable Situation der Roma ist 
ganz weit oben auf der Agenda der EU. 
Durch Kriminalisierung und Deportation 
wird man ihre Situation nicht verbessern’, 
übt Sonderegger auch Kritik am vom itali- 


enischen Innenminister Roberto Maroni 
vorbereiteten Gesetzespaket. 


Dazu eine Meldung von Wikio: 


Neapel (Italien), 17.05.2008 - Im neapo- 
litanischen Stadtteil Ponticelli kam es am 
Dienstag und erneut am Mittwochabend zu 
gewalttätigen Angriffen auf eine Ba- 
rackensiedlung der ethnischen Minderheit 
der Roma. Medien sprachen angesichts des 
organisierten Vorgehens von „pogromarti- 
gen Ausschreitungen‘. Steine flogen, und 
Jugendliche warfen von Mopeds Molotow- 
Cocktails auf die Baracken. Dabei wurden 
sie von Fernsehteams gefilmt. Als die Feu- 
erwehr die Brände zu löschen versuchte, 
wurde sie von dem umstehenden Mob be- 
schimpft. Hunderte von Roma ergriffen mit 
ihren Fahrzeugen die Flucht. 500 Roma 
wurden unter Polizeischutz aus der Stadt 
geleitet. Eine Gruppe von 56 Roma, darun- 
ter 30 Kinder, gilt seit dem Vorfall als ver- 
misst. Über Verhaftungen von Brandstiftern 
und Steinewerfern ist nichts bekannt. 

Im Großraum Neapel sollen rund 2.000 
Roma leben. Sie werden für zahlreiche un- 
aufgeklärte Diebstähle in der Gegend ver- 
antwortlich gemacht. Journalisten der Re- 
gion vermuten, dass neapolitanische Ma- 
fiaclans, also die Camorra, gezielt eine An- 
ti-Roma-Stimmung entfacht haben, um die 
Polizei mit den so entstehenden Auseinan- 
dersetzungen zu beschäftigen, damit das 
organisierte Verbrechen in Ruhe seine Ge- 
schäfte abwickeln kann. 

In Italien leben etwa 160.000 Roma, vor- 
wiegend an den Stadträndern. Nur etwa die 
Hälfte von ihnen besitzt die italienische 
Staatsangehörigkeit. Hinzu kommen noch 
Sinti. Beide Gruppen zusammen sind offi- 
ziellen Angaben zufolge etwa 342.000 
Menschen stark. Die Caritas legt jedoch we- 
sentlich höhere Zahlen zugrunde. Sie 
schätzt diese Bevölkerungsgruppe auf 
556.000 Menschen. 

Das Vorurteil von kinderstehlenden Zi- 
geunern wurde in Neapel durch einen Vor- 
fall bedient, der die Volksseele in der Stadt 
zum Kochen brachte. Eine 16-jährige Rom- 
ni, die inzwischen festgenommen wurde, 
hatte am Wochenende angeblich versucht, 
ein sechs Monate altes Baby zu entführen. 
Ähnliche Behauptungen tauchen in den ita- 
lienischen Medien in regelmäßigen Ab- 
ständen auf. Journalisten geben der ent- 
sprechenden Berichterstattung breiten 
Raum und tragen so zur Schaffung eines 
Klimas bei, in dem die Roma zum Feind- 
bild hochstilisiert werden. Der italienische 
Reformminister Umberto Bossi, Vorsitzen- 
der der Lega Nord, wird zu den Vorgängen 
in Neapel mit den Worten zitiert: „Die Leu- 
te machen das, was die politische Klasse 
nicht fertig gebracht hat.“ 

Politische Beobachter bemerken ein auf- 
fälliges Schweigen der Politik zu den Vor- 
gängen. „Null Toleranz gegenüber krimi- 
nellen Ausländern“, lautet die Devise der 
Berlusconi-Regierung. Bereits im Wahl- 
kampf zu den kürzlich stattgefundenen 
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Präsidentschaftswahlen war 
durch ausländerfeindliche Paro- 
len eine fremdenfeindliche Stim- 
mung erzeugt worden. Die Ber- 
lusconi-Regierung brachte als ei- 
ne ihrer ersten Amtshandlungen 
ein Gesetzespaket zur Krimina- 
litätsbekämpfung und der illega- 
len Immigration auf den Weg. In 
der Diskussion ist es, illegale Im- 
migration zum Straftatbestand zu 
erklären. Die rechtspopulistische 
Lega Nord, ein Koalitionspartner 
Berlusconis, tut sich dabei beson- 
ders hervor. Sie fordert energische 
Schritte gegen die Bevölkerungs- 
gruppe, die unter Generalverdacht 
wegen krimineller Handlungen 
gestellt wird. Von der linken Op- 
position gegen die Berlusconi-Re- 
gierung kommt gegen diese Ver- 
breitung einer fremdenfeindli- 
chen Stimmung kaum Gegen- 
wehr, registrieren politische Be- 
obachter. Immerhin wurde der 
Angriff gegen die Roma vom 
Stadtrat in Neapel als krimineller 
Angriff verurteilt. 

Gezielte Durchsuchungen von 
Roma-Siedlungen - wie zuletzt in 
Rom - schüren weiter das Bild des 
kriminellen „Zigeuners“. Bei einer Razzia in 
Rom in einem Roma-Lager, in dem 630 
Menschen leben, wurden 50 Personen oh- 
ne Ausweispapiere festgenommen. Innen- 
minister Roberto Maroni (Lega Nord) hat 
für die Stadt Mailand einen Sonderbeauf- 
tragten zur „Bewältigung des Roma-Pro- 
blems“ eingesetzt. Die Stadt Mailand hatte 
vor einigen Wochen das größte Roma-La- 
ger, in dem einige hundert Familien lebten, 
durch eine Zwangsräumung aufgelöst und 
anschließend mit Baggern abgerissen. 
Mailänder Bürger hatten entsprechende 
Maßnahmen immer wieder verlangt. 

Am Donnerstag führte die italienische 
Polizei eine landesweite Razzia gegen ille- 
gale Einwanderer durch. Dabei wurden 383 
Personen festgenommen, darunter 268 
Ausländer. 118 illegale Auswanderer wur- 
den dabei in Gewahrsam genommen, wo- 
von 53 direkt zur Grenze gebracht und ab- 
geschoben wurden. Der Rest wurde in Auf- 
fanglagern festgesetzt. 

Mit der rumänischen Regierung werden 
Verhandlungen geführt, um die Einwande- 
rung von Rumänen aufitalienisches Staats- 
gebiet zu verhindern. Eine Aussetzung des 
Schengener Abkommens für diese Grenze 
ist in der Diskussion. Der neue italienische 


E-Mail: gnn-hamburg@freenet.de * Gefangenen Info im Netz: 


Das Gefangenen Info ist aus dem Angehörigen Info 
hervorgegangen. Es erscheint vierwöchentlich bei 
GNN Gesellschaft für Nachrichtenerfassung und Nach- 
richtenverbreitung, Verlagsgesellschaft in Schleswig- 


Holstein / Hamburg m. b. H., Neuer Kamp 25, 20359 
Hamburg. \V.i.S.d.P. : Christiane Schneider. Redakti- 
onsanschrift u. Bestellungen: GNN-Verlag, Neuer 
Kamp 25, 20359 HH, Tel.: (040) 43188820, Fax: 
(040) 43188821, eMail: gnn-hamburg@freenet.de - 


Außenminister Frattini fordert auch aufeu- 
ropäischer Ebene offen eine Revision des 
Schengener Abkommens. Das europäische 
Problem sei „nicht die Personenfreizügig- 
keit, sondern die Sicherheit. Heute ist eine 
Revision des Abkommens notwendig‘. In 
diesem Zusammenhang machte Frattini ei- 
nen Vorschlag zur Bekämpfung der Immi- 
gration: Man müsse „die Fingerabdrücke 
aller Immigranten“ abnehmen, die in einer 
europäischen Datenbank erfasst werden, 
um das „Problem der Identifizierung der 
Ausländer“ zu lösen. 

(...) Laura Boldrini vom Hochkommissari- 
at für Flüchtlingsfragen (UNHCR) der Ver- 
einten Nationen äußerte sich besorgt über 
die verbreiteten Vorurteile der italienischen 
Bevölkerung bezüglich der Roma. Sie erin- 
nerte daran, dass ein großer Teil der in Ita- 
lien lebenden Roma - etwa 34.000 - vor 
ethnischen Säuberungen aus dem ehema- 
ligen Jugoslawien nach Italien geflohen 
sind. Auch sei der Bevölkerungsanteil der 
Roma an der Gesamtbevölkerung Italiens 
mit 0,3 Prozent vergleichsweise niedrig. 


Rom: Faschistischer Mob 


24. Mai. Heute morgen tobte sich ein fa- 
schistischer Mob in dem römischen Stadt- 
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teil Pigneto aus. 

Ganz im Stil der Schwarzhemden Musso- 
linis erschien die 20-köpfige und mit Knüp- 
peln ausgestattete Gruppe überfallartig und 
schlug Schaufensterscheiben, Vitrinen und 
Geschäftsauslagen, sowie ein Callcenter ent- 
zwei. Dabei riefen sie „Bastarde“ und 
„Dreckige Ausländer“ Die zerstörten Ein- 
richtungen gehörten jeweils MigrantInnen. 
Einen Mann aus Bangladesh schlug das Roll- 
kommando ebenfalls zusammen, bevor es 
verschwand. 

Pigneto ist ein Stadtteil Roms, der wegen 
seiner kulturellen Vielfältigkeit bekannt ist. 

Das Vorgehen der Schläger ähnelt sehr 
dem faschistischen Squadrismus der 20er 
Jahre, als mit Lkws so genannte Squadri von 
Schwarzhemden in die Regionen fuhren, in 
denen Sozialisten und Kommunisten stark 
waren. Dort zündeten sie die Volkshäuser, 
die „casa del populi“, an, verwüsteten Pri- 
vatwohnungen, folterten und ermordeten 
Linke. 

Schon seit geraumer Zeit berufen sich die 
so genannten „Nonkonformen“ aus Rom auf 
den Squadrismus der historischen Schwarz- 
hemden. Die besetzten faschistischen Häu- 
ser aus Rom, das seit kurzem besetzte Zen- 
trum „area 19“, die Faschisten-Kneipe „Cut- 
ty Sark“ , die Buchhandlung „testa di fer- 
ro“, usw. Und natürlich die französisch-ita- 
lienische Internet-side „Zentropa“, das eu- 
ropaweit operierenden faschistische Inter- 
net-Radio „Radio Bandera Nera“, die Partei 
„Fiamma Tricolore“ usf.. Kultfigur ist für 
diese Herrschaften Italo Balbo, einer der bru- 
talsten Squadriführer und Teilnehmer des 
„Marsch auf Rom“. 

Auf diversen Demonstrationen der letzten 
Jahre ist in Italien das historische Auftreten 
der Squadri kopiert worden und anschei- 
nend soll es nicht bei demonstrativer Prä- 
senz bleiben. (Quelle: Indymedia, 24.5.) 


Migrant stirbt in Turiner 
Abschiebungshaft 


Die neue Abschiebungshaft in Turin. Um 
den genauen Ort anzugeben, wo es passiert 
ist, geben die jungen Männer aus dem Mag- 
hreb ein Handy hinter den Gitterstäben von 
Hand zu Hand weiter und erklären: „Rote 
Zone, Zelle Nummer 2“. Dort wurde gestern 
Hassan Nejl, geboren am 27.3.1970 in Cas- 
ablanca, tot gefunden. Er saß seit 10 Tagen 
in Abschiebungshaft. Er lag auf dem Bett, 
mit Schaum vor dem Mund, erzählen die 
Männer, „wir haben die ganze Nacht geru- 
fen, dass man den Notarzt holen soll, aber 
niemand ist gekommen. Sie haben ihn be- 
handelt wie einen Hund.“ 


www.political-prisoners.net 
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